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information

Rechtsstellung und allge-
meine Kontrollkompetenz
Gemäß § 57 Abs. 1 des Militärbefugnisgesetzes 
(MBG) ist zur Prüfung der Rechtmäßigkeit von 
Maßnahmen der nachrichtendienstlichen Aufklä-
rung und Abwehr beim Bundesminister für Landes-
verteidigung und Sport ein Rechtsschutzbeauftrag-
ter mit zwei Stellvertretern eingerichtet.
Diese Organe sind bei der Besorgung der ihnen 
nach dem MBG zukommenden Aufgaben unab-
hängig und weisungsfrei. Sie unterliegen der Amts-
verschwiegenheit. Der Rechtschutzbeauftragte 
und seine Stellvertreter haben gleiche Rechte und 
Pfl ichten. Sie werden vom Bundespräsidenten auf 
Vorschlag der Bundesregierung nach Anhörung 
der Präsidenten des Nationalrates sowie der Prä-
sidenten des Verfassungsgerichtshofes und des 
Verwaltungsgerichtshofes auf die Dauer von fünf 
Jahren bestellt (qualifi ziertes Bestellungsverfah-
ren). Wiederbestellungen sind zulässig.

Befugnisse
Dem Rechtsschutzbeauftragten sind zur Wahr-
nehmung seiner Aufgaben jederzeit Einsicht in alle 
erforderlichen Unterlagen und Aufzeichnungen zu 
gewähren, auf Verlangen Abschriften oder Kopien 
einzelner Aktenstücke unentgeltlich auszufolgen 
und alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen.
Insofern kann ihm gegenüber Amtsverschwiegen-
heit nicht geltend gemacht werden. Dies gilt jedoch 
nicht für Auskünfte und Unterlagen über die Iden-
tität von Personen oder über Quellen, deren Be-
kanntwerden die nationale Sicherheit oder die Si-
cherheit von Menschen gefährden würde, und für 
Abschriften und Kopien, wenn das Bekanntwerden 
der Information die nationale Sicherheit oder die 
Sicherheit von Menschen gefährden würde.
Dem Rechtsschutzbeauftragten ist jederzeit Gele-
genheit zu geben, die Durchführung der von ihm zu 
kontrollierenden Maßnahmen zu überwachen und 
alle Räume zu betreten, in denen Aufnahmen oder 
sonstige Überwachungsergebnisse aufbewahrt 
werden. Darüber hinaus hat er die Einhaltung der 
Pfl icht zur Richtigstellung oder Löschung nach 
den datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu 
überwachen.
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Berichterstattung
Der Rechtsschutzbeauftragte erstattet gemäß 
§  57 Abs. 5 MBG dem Bundesminister für Lan-
desverteidigung und Sport jährlich bis spätestens 
31. März einen Bericht über seine Tätigkeit im 
abgelaufenen Kalenderjahr. Der Bundesminis-
ter für Landesverteidigung und Sport hat diesen 
Bericht auf Verlangen dem ständigen Unteraus-
schuss des Nationalrats zur Prüfung von nach-
richtendienstlichen Maßnahmen zur Sicherung 
der militärischen Landesverteidigung im Rahmen 
des Auskunfts- und Einsichtsrechts nach Art. 52a 
Abs. 2 B-VG zugänglich zu machen, wodurch das 
Parlament eine spezielle Kontrollfunktion über die 
Nachrichtendienste ausüben kann.

Funktionsfähigkeit
Für die äußere Funktionsfähigkeit ist der Bundes-
minister für Landesverteidigung und Sport verant-
wortlich. Nach § 57 Abs. 3 MBG hat der Bundes-
minister dem Rechtsschutzbeauftragten das zur 
Bewältigung seiner administrativen Tätigkeit not-
wendige Personal zur Verfügung zu stellen und für 
seine Sacherfordernisse aufzukommen. Das zu-
gewiesene Personal des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung und Sport wird entsprechend 
den Aufträgen des Rechtsschutzbeauftragten tä-
tig und ist bei Tätigkeiten in Angelegenheiten des 
Rechtsschutzbeauftragten ausschließlich an des-
sen Weisungen gebunden.

Weisungsfreiheit
Der Rechtsschutzbeauftragte und seine Stellver-
treter sind in ihrer Funktion gemäß Art. 20 Abs. 2 
B-VG weisungsfrei und können nicht abberufen 
werden. Eine Beschränkung der Befugnisse, 
Rechte und Pfl ichten des Rechtsschutzbeauftrag-
ten kann vom Nationalrat nur in Anwesenheit von 
mindestens der Hälfte der Mitglieder mit einer 
Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen Stim-
men beschlossen werden (Verfassungsbestim-
mung des § 57 Abs. 7 MBG). Diese Institution ist 
somit im Ergebnis in ihrer Unabhängigkeit und Wei-
sungsfreiheit verfassungsrechtlich abgesichert.

Befugnisse, Rechte 
und Pfl ichten
Der Rechtsschutzbeauftragte ist somit ein beim 
Bundesminister für Landesverteidigung und 
Sport eingerichtetes weisungsfreies, unab-
hängiges und nicht abzuberufendes Organ der 
Verwaltung, das außerhalb der allgemeinen Hie-
rarchie des Bundesministeriums steht. Zu den 
verfassungsgesetzlich gesicherten Befugnissen, 
Rechten und Pfl ichten gehören vor allem Ver-
waltungshandlungen der militärischen Nach-
richtendienste in bestimmten Rechtsbereichen 
zu genehmigen oder bei mangelnder gesetzlicher 
Deckung die Genehmigung zu verweigern bzw. 
die Fortsetzung von bereits in besonderen Fällen 
ohne Genehmigung begonnenen Maßnahmen im 
Bedarfsfalle zu untersagen.
Seine zentrale Aufgabe ist es, quasi stellvertre-
tend für die von Maßnahmen der nachrichten-
dienstlichen Aufklärung oder Abwehr Betroffe-
nen – als Organ mit spezifi scher Zuständigkeit 
– über die Rechtmäßigkeit des Verwaltungs-
handelns der Nachrichtendienste zu wachen. 
Beim Rechtsschutzbeauftragten handelt es sich 
also um eine Rechtsschutzeinrichtung, die da-
rauf abzielt, im Interesse der Betroffenen das 

verfassungsrechtlich gebotene Mindestmaß an 
faktischer Effi zienz des Rechtsschutzes bei Maß-
nahmen der nachrichtendienstlichen Aufklärung 
oder Abwehr zu gewährleisten.

Spezielle Kontroll- und Zu-
stimmungskompetenz nach 
§ 22 Abs. 8 MBG
Gemäß der Verfassungsbestimmung des § 22 
Abs. 8 MBG haben die militärischen Organe und 
Dienststellen den Rechtsschutzbeauftragten vor 
Datenermittlungen in der Form von Observation, 
verdeckter Ermittlung sowie in der Form von Da-
tenermittlung mit Bild- und Tonaufzeichnungsge-
räten unverzüglich unter Angabe der für die Er-
mittlung wesentlichen Gründe davon in Kenntnis 
zu setzen und den Bundesminister für Landesver-
teidigung und Sport hievon zu verständigen.
Die angekündigten Ermittlungen dürfen erst nach 
Vorliegen einer entsprechenden Zustimmung 
begonnen werden. Ohne die Zustimmung des 
Rechtsschutzbeauftragten dürfen diese Date-
nermittlungen nach Kenntnisnahme durch den 
Rechtsschutzbeauftragten nur dann sofort be-
gonnen werden, wenn bei weiterem Zuwarten 
ein nicht wieder gut zu machender schwerer 
Schaden für die nationale Sicherheit, für die Si-
cherheit von Menschen oder für die Einsatzbe-
reitschaft des Bundesheeres eintreten würde. 
Solche Ermittlungen sind sofort zu beenden, wenn 
der Rechtsschutzbeauftragte dagegen Einspruch 
erhebt. Daraus ergibt sich, dass jede die Zustim-
mung verweigernde Äußerung den Beginn einer 
beantragten Ermittlung direkt unterbindet.
Im Ergebnis erfolgte auch ein Übergang eines Tei-
les jener Befehlsgewalt, die bisher gemäß Artikel 
80 Abs. 3 B-VG dem Bundesminister für Landes-
verteidigung und Sport alleine zustand, und zwar 
insoweit, als ein Einspruch des Rechtsschutzbe-
auftragten gegen Datenermittlungen die militäri-
schen Organe und Dienststellen bindet und der 
Bundesminister Gegenteiliges rechtmäßig nicht 
mehr anordnen kann. Durch eine Zustimmung des 
Rechtsschutzbeauftragten wird er allerdings nicht 
gebunden. Er kann jederzeit rechtmäßig die Ein-
leitung oder Fortsetzung einer Ermittlung unter-
sagen. Das aus der Bundesverfassung ableitbare 
Organisationskonzept erfordert sonst generell 
eine Unterstellung der hoheitlich zu besorgenden 
Verwaltungstätigkeiten unter die Kompetenz der 
obersten Organe im Sinne des Art. 19 Abs. 1 B-VG. 
Die Verfassungsbestimmung des § 22 Abs. 8 MBG 
hat also mit Bezug auf die Organisationsstruktur 
innerhalb des Bundesministeriums für Landesver-
teidigung und Sport eine Änderung des Organisa-
tionskonzeptes gebracht.

Mag. Christoph Ulrich, DiszBW

Rechtsschutzbeauftragter
nach § 57 MBG
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Überblick
Durch den Ministerrat wurde die Österreichische 
Strategie für Cyber Sicherheit (ÖSCS) beschlos-
sen. In dieser Strategie wurde dem BMLVS „die 
Federführung für den Souveränitätsschutz im 
Rahmen der militärischen Landesverteidigung 
(Cyber Defence)“ zugeordnet.
Cyber Defence ist „die Summe aller Maßnahmen, 
zur Verteidigung des Cyber-Raumes mit militäri-
schen und speziell dafür geeigneten Mitteln zur 
Erreichung militärstrategischer Ziele“ und ist 
durch das Bundesheer zur Abwehr von Cyber-
Angriffen im Rahmen seiner Aufgabe „Militäri-
sche Landesverteidigung“ wahrzunehmen.
Die militärische Landesverteidigung umfasst daher 
auch die Abwehr von Cyber-Angriffen, sofern sich 
diese Angriffe gegen militärische Rechtsgüter (Ab-
wehr im Rahmen des MBG) oder gegen Österreich 
als souveränen Staat richten. Die dafür notwendi-
gen Vorbereitungsmaßnahmen sind im Rahmen der 
allgemeinen Einsatzvorbereitung durchzuführen.
Andere Cyber-Angriffe fallen in die Zuständigkeit 
der Sicherheitspolizei. Eine Teilnahme des Bun-
desheeres an einer solchen Gefahrenabwehr ist 
nur im Rahmen eines sicherheitspolizeilichen As-
sistenzeinsatzes möglich.
Als eine wesentliche Maßnahme zur Umsetzung 
sieht die ÖSCS den Auf- und Ausbau des Military 
Computer Emergency Readiness Team (milCERT) 
vor, welches den Schutz der eigenen Netze sowie 
den weiteren Aufbau des Lagebildes Cyber-Si-
cherheit und als Basis die operativen Fähigkeiten 
zur Abwehr von Cyber-Angriffen sicherzustellen 
hat. Aus diesen Fähigkeiten sind unter Anderem 
auch Kapazitäten zur Assistenzleistung im IKT-
Bereich zu schaffen.

Military Computer 
Emergency Readiness Team 
(milCERT)
Das milCERT als Teil des österreichischen CERT-
Verbundes ist das Koordinierungs- und Kompe-
tenzzentrum für Cyber Defence im Bundesheer. 
Es stellt Informationen und Unterstützungen für 
alle Kommanden und Dienststellen des BMLVS 
und nach Bedarf auch für andere Bundesdienst-
stellen zur Verfügung.
Das milCERT unterstützt bei der Planung und Um-
setzung proaktiver Maßnahmen zur Verhinderung 
von IKT-Sicherheitsvorfällen sowie bei der Reak-
tion auf kritische IKT-Sicherheitsvorfälle. Es stellt 
die IKT-Sicherheit des BMLVS im Einsatz und 
während der Einsatzvorbereitung sicher und un-
terstützt durch verschiedene Dienstleistungen die 
Cyber-Sicherheit der Republik Österreich.

milCERT-Komponenten

milCERT ist das Kernelement
der Cyber Defence
Cyber Defence ist ein integriertes System und be-
steht in seiner Gesamtheit aus der Umsetzung der 
Maßnahmen zur IKT-Sicherheit und der lnformati-
onssicherheit, aus den Fähigkeiten des milCERTs, der 
Computer Network Operations und der Unterstützung 
durch die physischen Fähigkeiten der Streitkräfte.

milCERT-Bausteine

milCERT-Services
Reaktiv
•	 Behandlung	von	IKT-Sicherheitsvorfällen;
•	 Bereitstellen	von	Notfallteams;
•	 Reaktion	auf	Sicherheitslücken;
•	Wiederherstellung	nach	Notfällen;
•	 IT-Forensik.
Proaktiv
•	 Cyberlagebild;
•	 Risikoanalyse;
•	Warndienste;
•	 Informationsbeschaffung;
•	 Nationale	und	internationale	Vernetzung;
•	 Bewusstseinsbildung.
Sicherheits-Qualitäts-Management
•	Wissensmanagement	Cyber	Defence;
•	 Know-how-Basis	Cyber	Defence;
•	 Unterstützung	und	Verbesserung	der	milCERT-
Prozesse;

•	 Audit;
•	 Ausbildung	und	Beratung.

milCERT-Aufgaben
Analyse- & Warnungszentrum:
•	 Zusammenführung,	 Aggregation	 und	 Analyse	

verfügbarer Sensordaten aller Provider,
•	 Identifi	zierung	potenzieller	Angriffsspuren,
•	 Koordination	der	Reaktion	auf	Sicherheitsvorfälle;
Audit:
•	 Soll-Ist-Abgleich	der	IKTSih	gegenüber	den	be-

stehenden Vorgaben,
•	 lnformationssicherheitsüberprüfung	

schützens  werter Systeme,
•	 Technische	Überprüfung	von	Infrastrukturen;
Beratung & Ausbildung:
•	 Ableitung	des	Ausbildungsbedarfes	für	CERT	InfoSih,
•	 Hilfestellung	 bei	 der	 Entwicklung	 von	 Sicher-

heitsrichtlinien,
•	 Sensibilisierung	des	Sicherheitsbewusstseins;
Code-Analyse & Reverse-Engineering:
•	 Technische	 Detailanalyse	 verdächtiger	 logi-

scher Objekte,
•	 Identifi	zierung	 und	 Analyse	 von	 potentiellen	

Schadfunktionen und technischen Kommunika-
tionskanäle der Software,

•	 Erarbeitung	von	Gegenmaßnahmen;
Extended Response Capabilities:
•	 Analyse	von	technischen	Angriffsvektoren	und	

Angriffsmustern,

Cyber Defence

•	 Erarbeitung	 von	 Empfehlungen	 als	 Basis	 für	
technische	Konzepte	und	Engineering-Projekte;

lntelligence & lnformationsgrundlagen:
•	 Ständige	 Analyse	 und	 Evaluierung	 der	 Infor-

mationen sowie Bereitstellung für Wissensda-
tenbank CERT,

•	 Beobachtung	 und	 Abstimmung	 technischer	
Trends	im	CERT-	und	ND-Verbund;

IT-Forensik:
•	 Sicherstellung	von	Beweismitteln,
•	 Forensische	Unterstützung	der	Auswertung	von	
Sicherheitsvorfällen;

Koordination:
•	 Ständige	 Überwachung	 und	 Steuerung	 der	

Dienste und Prozesse im Koordinationszentrum 
Cyber Defence,

•	 3rd	Level	Triage	-	Situative	Lagebeurteilung,
•	 Beratung	und	Unterstützung	der	obersten	mili-
tärischen	Führung;

Lagebild & Warnmeldungen:
•	 Bereitstellung	eines	umfassenden	aktuellen	Cy-

ber Defence-Lagebildes inklusive Warnhinwei-
se auf mögliche Angriffe und Sicherheitslücken,

•	 Beurteilung	von	Trends	und	Ableitung	von	Cy-
ber	Defence-Maßnahmen;

Sicherheitsqualitätsmanagement:
•	 Betrieb	 und	 Koordination	 der	 Wissensdaten-

bank CERT,
•	 Unterstützung	der	konzeptionellen	Grundlagen-
arbeit	Lessons	Learned	Prozess;

Technologie Grundlagen:
•	 Beobachtung	 und	 Evaluierung	 von	 Verteidi-

gungs- und Angriffstechnologien,
•	 Zusammenarbeit	mit	 technischen	Forschungs-

einrichtungen,
•	 Erstellung	von	Bedarfsanalysen	und	Empfehlungen;
Vorfallsmanagement:
•	 Koordination	 und	 Unterstützung	 bei	 Reaktionen	

auf Sicherheitsvorfälle sowie Vorfallsauswertung,
•	 Beiträge	 für	Wissensdatenbank	 CERT	 und	 3rd	

Level,
•	 Betrieb	eines	diensthabenden	Systems;
Vulnerability Handling:
•	 Behandlung	 von	 Schwachstellen	 und	 Sicher-

heitslücken in IKT-Systemen,
•	 Ableitung	 von	 Gegenmaßnahmen	 und	 techni-
sche	Koordination	der	Umsetzungsmaßnahmen;

Vulnerability Management & Research:
•	 Vorzeitiges	Erkennen	von	Schwachstellen	und	Er-

forschung von Verwundbarkeiten in IKT-Systemen,
•	 Analyse	 konzeptioneller	 und	 struktureller	

Schwächen von IKT-Systemen.

Kontakt: cert@bmlvs.gv.at 
Tel: 050201 99 1899

Die Redaktion

www.bundesheer.at
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ausbildung

DVBH (zE) 
„Brandschutz der Truppe“
VersNr. 7610-10170-0413
Die DVBH (zE) enthält die erforderlichen Hand-
lungsanweisungen zur Sicherstellung des Brand-
schutzes in Feldlagern und feldmäßigen Einrichtun-
gen sowie bei Aktivitäten außerhalb militärischer 
Liegenschaften. Sie ist anzuwenden für die Aus-
bildung und den Einsatz sowohl im nationalen als 
auch im internationalen Rahmen, wobei dabei 
zusätzlich die jeweils verfügten Einsatzrichtlinien 
(Rules of Engagement – ROE) zu berücksichtigen 
sind. Die liegenschaftsbezogenen Bestimmungen 
des territorialen Brandschutzes bleiben davon 
unberührt.
Zunächst werden die Grundlagen zur Brandlehre 
beschrieben und in weiterer Folge die verschiede-
nen Elemente in einem Feldlager sowie die durch die 
Truppe zu stellenden Brandschutzkräfte und Brand-
schutzmaßnahmen beim Lageraufbau und Betrieb.

DVBH (zE) 
„Das Bergeelement“
VersNr. 7610-10169-0413
Die DVBH (zE) enthält die zur Führung eines Berge-
elementes erforderlichen Handlungsanweisungen 
für die Ausbildung und den Einsatz. Das Berge-
element muss strukturell (personell und materiell) 
befähigt sein, Aufgabenstellungen unter Einhaltung 
der festgelegten Handlungsanweisungen bei Ein-
sätzen im Inland und im Ausland abzudecken. Seine 
Aufgaben umfassen die Bereiche Bergen, Retten 
einschließlich der erforderlichen Sanitätsversor-
gung, die Materialerhaltung und den Abschub auch 
bei zivilen Unglücksfällen. Ein Bergeelement be-
steht daher aus Berge-, Sanitäts-, Materialerhal-
tungs- und Abschubkräften, wobei es entweder im 
Wege der Truppeneinteilung ständig formiert oder 
lage- und situationsbedingt zusammengesetzt sein 
und durch weitere Kräfte (z.B. EOD-Kräfte, Militär-
streife/Militärpolizei, Blaulichtorganisationen) ver-
stärkt werden kann.

DVBH (Faltkarte)
„Erweiterte Selbst- und Kameradenhilfe“
VersNr. 7610-01002-0413 und
Drucksorte „Incident-Report/METHANE-Report
VersNr. 7530-0-111-0413
Beide sind Bestandteil des SanAusrS „Erweiterte 
Selbst- und Kameradenhilfe“(VersNr. 6545-41-001-
1065), wobei die Satzbildung mit dem SNL-Verände-
rungsdienst Nr. 168/2013 angeordnet wurde.
Die neue 18-seitige Faltkarte beschreibt zunächst 
den Inhalt des SanAusrS und die dreiphasige Ver-
wundetenversorgung im Einsatz. Die Versorgung 
verschiedener Verletzungen mit den Bestandteilen 
des SanAusrS und die Anwendung des METHANE-
Reports bzw. der MEDEVAC-Anforderung bilden die 
weiteren Inhalte.

DVBH (Faltkarte) 
„Durchgabe militärischer Nachrichten“
VersNr. 7610-10171-0513
Die neue 12-seitige DVBH (FK) enthält in kurz-
gefasster Form die Grundlagen und Begriffe im 
Zusammenhang mit der Durchgabe militärischer 
Nachrichten. Sie beschreibt weiters die Durchga-
bearten und die verschiedenen Vermerke für mili-
tärische Nachrichten die dem Absender zur Verfü-
gung stehen.
Als Bedarfsträger für die DVBH (FK) werden alle 
Nutzer des Fernmeldesystems ÖBH (FMSy-sÖBH) 
festgelegt. Der sich daraus ergebende Bedarf ist 
auf dem Versorgungswege (Verbrauchsgut) anzu-
fordern.

nalen Rahmen, wobei dabei zusätzlich die jeweils 
verfügten ROE zu berücksichtigen sind. Eingangs 
werden neben den Begriffsbestimmungen die Glie-
derung und Ausrüstung der Trupps im Aufklärungs- 
und Feuerleitverbund, im Fliegerabwehrzug 35 mm 
sowie im leichten Fliegerabwehrlenkwaffenzug be-
schrieben. Im Weiteren wird auf die Maßnahmen 
und Tätigkeiten bei der Erkundung der Feuerstel-
lungs- bzw. Stellungsräume und der Gefechtsstän-
de für die drei Organisationselemente eingegangen 
und die bei der Vermessung zu verwendenden 
Geräte beschrieben. Der verbleibende Abschnitt 
regelt die Durchführung des Vermessungsdienstes 
bei Sensoren und Waffensystemen im Zusammen-
hang mit den im Beilagenteil enthaltenen jeweiligen 
Erkundungsberichten (AZR, FlAK35mm und lFAL). 
Diese Erkundungsberichte stehen als Intranet-For-
mulare zum Download zur Verfügung („Vorschriften 
im Bundesheer“ unter Formulare).
Außer Kraft gesetzt wird mit der Ausgabe der DVBH 
die mit der VersNr. 7610-18100-0510 herausgege-
bene gleichnamige DVBH (zE).

DVBH 
„Der Rette- und Bergezug“
VersNr. 7610-16114-0813
Die DVBH enthält die Grundsätze für Ausbildung 
und Einsatz des Rette- und Bergezuges. Eingangs 
werden seine Fähigkeiten, Aufgaben und die Glie-
derung dargestellt sowie im Rahmen der Führung 
des Zuges die Verantwortung geregelt und die Auf-
gaben festgelegt. Neben der Beschreibung der all-
gemeinen Aufgaben im Einsatz und der Verfahren 
zur Sicherstellung des Einsatzes wird insbesondere 
auf die eigentlichen ABC-Abwehraufgaben (Rette- 
und Bergeeinsatz, Brandschutzeinsatz, Einsatz un-
ter Verwendung von schwerem Atemschutz, in kon-
taminiertem Gebiet und in den Einsatzarten sowie 
im Auslandseinsatz) eingegangen. Die Regelungen 
für die Zusammenarbeit mit den anderen Zügen in 
der ABC-Abwehrkompanie und anderen Waffen-
gattungen sowie externen Organisationen sind in 
einem eigenen Abschnitt enthalten. Beschrieben 
wird weiters der Lufttransport sowohl mit Hub-
schraubern als auch mit Flächenfl ugzeugen, da 
eine Verlegung an die Einsatzstelle auch luftbe-
weglich erfolgen kann. Im umfangreichen Bei-
lagenteil sind unter anderem diverse Befehlssche-
mata, zahlreiche Begriffe und deren Defi nitionen im 
Zusammenhang mit der eigenen Aufgabenstellung 
und die Erdbebenskalen enthalten. Weiters werden 
die ABC-Bedrohungsstufen und die lageangepass-
ten Individualschutzstufen sowie der Einsatz unter 
Strahlenbelastung beschrieben. Um zusätzlich 
auch den Einsatz im Rahmen der nationalen und 
internationalen Katastrophenhilfe gewährleisten 
zu können, wurde trotz der Beachtung der Forde-
rung nach multinationaler Interoperabilität auf eine 
weitgehende Erhaltung bewährter österreichischer 
Eigenarten und etablierter nationaler Verfahren 
Wert gelegt.
Außer Kraft gesetzt wird mit der Ausgabe der DVBH 
die mit der VersNr. 7610- 16114-0410 herausgege-
bene gleichnamige DVBH (zE).

ADir RgR Obst Hans Bundschuh, Vor

DVBH (zE) 
„Der Sonderkabelbautrupp, der Einrich-
tungstrupp großer/kleiner Verband und 
der LAN-Trupp“
VersNr. 7610-04018-0913
Die DVBH (zE) enthält die Grundlagen für die Aus-
bildung des Sonderkabelbautrupp, des Einrich-
tungstrupp im großen und kleinen Verband sowie 
des LAN-Trupps und für die Führung dieser drei 
Trupps im Einsatz. Sie stellen eine wesentliche 
Komponente in verlegbaren Führungsnetzen dar 
und sind somit Teil eines Informations- und Kom-
munikationstechnik-Netzwerkes. Sie haben dabei 
sowohl taktische als auch fernmeldetaktische Auf-
gaben zu bewältigen.
In der DVBH (zE) werden eingangs die strukturelle 
Einbindung sowie die Gliederung und die Aufga-
ben (das Herstellen von stabilen Fernmeldever-
bindungen zwischen Führungseinrichtungen zur 
Sicherstellung der Führungsfähigkeit) dargestellt, 
gefolgt von der Beschreibung der Maßnahmen und 
Tätigkeiten zum gefechtsmäßigen Verhalten in den 
verschiedenen Aufgabenstellungen. Die Art und 
Weise der Zusammenarbeit mit anderen Führungs-
unterstützungs- bzw. IKT-Kräften im Rahmen der 
Gefechtsstandorganisation und mit Sicherungs-
kräften, insbesondere während des Leitungsbaus, 
bilden die weiteren Inhalte.
Bei den im Folgenden dargestellten DVBH handelt 
es sich um eine Neuaufl age, die auf Basis von ein-
geforderten Erfahrungsberichten oder aufgrund er-
forderlicher inhaltlicher Änderungen überarbeitet 
bzw. aktualisiert wurden.

DVBH 
„Die Jägergruppe“
VersNr. 7610-11165-0713
DVBH 
„Der Jägerzug“
VersNr. 7610-11167-0713
Beide DVBH enthalten jeweils bezogen auf die 
entsprechende Führungsebene die erforderlichen 
Handlungsanweisungen für die Ausbildung und den 
Einsatz im nationalen und internationalen Rahmen, 
international unter Berücksichtigung der verfügten 
ROE. Inhaltlich beschreiben beide DVBH führungs-
ebenenspezifi sch die Aufbau- und Ablauforgani-
sation, die allgemeinen Aufgaben im Einsatz und 
die verschiedenen Verfahren zur Sicherstellung 
des Einsatzes. Im Besonderen werden die Aufga-
ben, Maßnahmen und Tätigkeiten in den einzelnen 
Einsatzarten und im Rahmen von besonderen Ge-
fechtshandlungen sowie beim Zusammenwirken 
mit anderen Waffengattungen dargestellt. Der 
umfangreiche Beilagenteil enthält unter anderem 
Befehlsschemata und verschiedenste Muster und 
Befehlsbeispiele zur Erfüllung der zugeordneten 
Aufgaben.
Außer Kraft gesetzt werden mit der Ausgabe der 
DVBH
•	 die	DVBH	(zE)	 "Die	Jägergruppe	(OrgPlan	2005)“	

mit der VersNr. 7610-11165-0805 und
•	 die	DVBH	(zE)	"Der	Jägerzug	(OrgPlan	2005)“	mit	

der VersNr. 7610-11167-0805.

DVBH 
„Der Vermessungsdienst 
der Fliegerabwehrtruppe“
VersNr. 7610-18100-0613
Die DVBH enthält die Grundlagen für die vermes-
sungstechnischen Tätigkeiten der Fliegerabwehr 
für die Ausbildung und den Einsatz der Erkundungs-
trupps bzw. Erkundungs- und Vermessungstrupps 
der Fliegerabwehr im nationalen und internatio-

Dienstvorschriften
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Entwickeln – Vernetzen – 
Unterstützen
Das Führungsunterstützungszentrum (FüUZ) ist 
das Kompetenzzentrum des Österreichischen 
Bundesheeres in den Bereichen Führungsun-
terstützung (FüU), Informations- und Kommuni
kationstechnologie (IKT) und  Militärisches Geo-
wesen (MilGeoW).
Als zentrale Dienstleistungsorganisation des 
Bundesheeres werden dazu kundenorientierte, 
moderne IKT- und MilGeo-Services zur Sicher-
stellung der Führungs- und Zusammenarbeitsfä-
higkeit im Frieden und im Einsatz entwickelt und 
betrieben.

Mit der Beratung von 
Entscheidungs- und sons-
tigen Bedarfsträgern in 
allen relevanten Themen-
stellungen der Führungs-
unterstützung wird immer 
wieder der Beweis für 
die Kompetenz der Ange-

hörigen des Führungsunterstützungszentrums 
erbracht. Weiters gehört das Erstellen techni-
scher Konzepte und Expertisen, auch über die 
Grenzen des Ressorts hinaus, zu den Leistungen 
des Führungsunterstützungszentrums.

Die fachbezogene Aus- 
und Weiterbildung des 
gesamten in der Füh-
rungsunterstützung 
eingesetzten Personals 
wird als eine wesentli-
che und zukunftsorien-

tierte Aufgabe der Fähigkeitenentwicklung der 
Streitkräfte wahrgenommen und durchgeführt.

Als besondere und an 
Bedeutung wachsende 
Herausforderung steht 
der Schutz der IKT-
Systeme vor neuen und 
sich ständig ändernden 
Cyber-Bedrohungen an 
vorderster Stelle. Damit 

wird dem Bundesheer die Hoheit über seine un-
ternehmenskritische Information bewahrt und 
ein wesentlicher Beitrag für die gesamtstaat-
liche Sicherheit im Bereich Cyber Defence ge-
leistet. Der Aufbau eines milCERT – gemeinsam 
mit dem Abwehramt – bedeutet einen weiteren 
wesentlichen Schritt für diese Fähigkeit im Ös-
terreichischen Bundesheer.

Gliederung und Kernaufgaben
Ziel ist die Bereitstellung von bedarfsgerechten 
und innovativen Services zur Führungsunter-
stützung im In- und Ausland unter gewöhnlichen 
und außergewöhnlichen Verhältnissen.

Für die Erfüllung der sich daraus ergebenden 
Kernaufgaben ist meist das Zusammenwirken 
mehrerer Bereiche bzw. Abteilungen des Füh-
rungsunterstützungszentrums erforderlich.

Führungsabteilung
Die Führungsabteilung (FüAbt) ist verantwort-
lich für die Koordinierung bereichs- und abtei-
lungsübergreifender Maßnahmen für den Leiter 
des Führungsunterstützungszentrums.
Das Team der Führungsabteilung betreut die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des FüUZ in 
den Belangen Organisation & Controlling, Per-
sonalverwaltung, Militärische Sicherheit.
Ausbildung der eigenen Mitarbeiter, Versor-
gung des ÖBH mit IKT-Gerät, Eigenversorgung, 
Wirtschaftsversorgung, Öffentlichkeitsarbeit, 
IKT-Sicherheit, internes Informationsmanage-
ment und infrastrukturelle Maßnahmen für das 
Führungsunterstützungszentrum.

Institut für  
Militärisches Geowesen
Das Institut für Militärisches Geowesen (IMG) 
ist zentrale Ansprechstelle in allen Angelegen-
heiten des geografischen Daten- und Informa-
tionsbedarfes. Hier erhalten sie zum Beispiel 
Land-, Luftbild- und Sonderkarten (analog und 
digital), Geo-Daten für Führungs- und Simulati-
onssysteme sowie Länderinformationen.

Abteilung IKT-Innovation
Interoperabilitäts- und Testzentrum, Unterstüt-
zungszentrum für elektronische Kampfführung.
Die Abteilung IKT-Innovation (IKTInno) hat als 
Aufgabenstellung die Etablierung bisher nicht 
abgebildeter Fähigkeiten im Rahmen des Füh-
rungsunterstützungszentrums. Diese Fähigkei-
ten bilden die wesentlichen Voraussetzungen 
zur Sicherstellung der Auslandsambitionen 
des Österreichischen Bundesheeres im fach-
lich hochwertigen Führungsunterstützungs-
Segment.

Bereich Applikationen
Organisations- und Logistikapplikationen, Perso-
nal Applikationen, Einsatzorientierte Applikatio-
nen, Bauwesen Applikationen, Informationsma-
nagement und Büroautomation Applikationen.
Der Bereich Applikationen (Appl) ist verantwort-
lich für die Entwicklung und Integration
•	 der Anwendungen der Fach- und Führungs-

Informationssysteme und
•	 der IT-Anteile der Waffeneinsatz- und Simula-

tions-Systeme 
und damit auch verantwortlich für die Bereitstel-
lung der damit zusammenhängenden IKT-Services.

Bereich IKT-Technik 
Kommunikation, Hardware und Systemsoft-
ware, Technische Querschnittsaufgaben, IKT-
Sicherheit.
Der Bereich IKT-Technik (IKTTe) ist verantwort-
lich für
•	 die technische Konzeption, Planung und Im-

plementierung der gesamten IKT-Infrastruktur 
inklusive Radar, Richtfunk und Truppenfunk,

•	 die IKT-Sicherheit auf allen IKT-Plattformen in-
klusive des Technical Center des milCERT und

•	 die Bereitstellung von Hardware und system-
naher Software für alle IKT-Systeme sowie 
von Standardsoftware für alle Clients

und damit auch verantwortlich für die Bereitstel-
lung der damit zusammenhängenden IKT-Services.

Bereich IKT-Betrieb 
IKT-Sicherheit, Frequenzen und Schlüsselwe-
sen, Betriebsführung, Benutzerbetreuung.

Der Bereich IKT-Betrieb (IKTBetr) ist verant-
wortlich für den Betrieb der IKT-Services, dies 
beinhaltet:
•	 die Steuerung und Überwachung des operati-

ven IKT-Systembetriebs,
•	 die Anwenderberatung und -unterstützung,
•	 das Frequenz- und Schlüsselmanagement,
•	 die Aufgaben der National Distribution Authority,
•	 das Betreiben der Sonderinfrastruktur für eine 

bedeutende militärische Führungseinrichtung.

Führungsunterstützungszentrum
Das IKT-Kompetenzzentrum des Bundesheeres
In der Miliz Info, 1/2010 wurde über die Überleitung des Kdo 
FüUZ in das nunmehrige FüUZ berichtet und in Folge das IMG 
in der Miliz Info, 4/2011 vorgestellt. Im folgenden Beitrag wird 
ergänzend auf die Services des FüUZ eingegangen.

F o r t s e t z u n g  S e i t e  6
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Führungsunterstützungsschule
Der Führungsunterstützungsschule (FüUS) ob-
liegt die Kernaufgabe, die Kadersoldaten und 
Zivilbediensteten aller Ebenen des Österrei-
chischen Bundesheers im Fachbereich Füh-
rungsunterstützung, in allen fachspezifi schen 
Belangen fachübergreifend und zentral mit 
modernsten Methoden aus-, fort- und weiter-
zubilden.

Führungsunterstützung
Unter Führungsunterstützung sind alle Mittel 
und Verfahren, die im Österreichischen Bun-
desheeres eingesetzt und angewendet werden, 
zu verstehen um eine permanente Führungsfä-
h ig  keit sicherzustellen und im Einsatz die Füh-
rungsüberlegenheit zu erringen. Dazu gehören 
u. a. die vom Führungsunterstützungszentrum 
bereitgestellten IKT- und MilGeo-Services.

Informations- und 
Kommunikationstechnologie

Das Beherrschen der 
Informations- und Kom-
munikationstechnologie 
(IKT) ist heute eine un-
verzichtbare und ent-
scheidende Fähigkeit 
für militärische Einsätze 
im In- und Ausland.

Das Führungsunterstützungszentrum ist ver-
antwortlich für die Bereitstellung und Betreu-
ung von 90 IKT-Services, 24.000 PC-Arbeits-
plätzen (stationär und mobil) mit mehr als 300 
Soft-wareprodukten und 22.000 Anwendern an 
140 Lokationen.

IKT-Service
Ein IKT-Service basiert 
auf dem Einsatz der 
Informations- und Kom-
munikationstechnologie 
und besteht insgesamt 
aus einer Kombination 
von Personen, Prozes-
sen und Technologie.

IKT-Services werden vom Führungsunterstüt-
zungszentrum bereitgestellt, um die Geschäfts-
prozesse aller Organisationselemente im Bun-
desministerium für Landesverteidigung und 
Sport und des Österreichschen Bundesheeres 
zu unterstützen.

Mission des Führungs-
unterstützungszentrums
Kompetente Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter 
entwickeln, errichten, er-
halten und betreiben kun-
denorientierte, moderne 
IKT- und MilGeo-Services 
zur Sicher stellung der 
Führungs- und Zu sam-
men arbeitsfähigkeit im Frieden und im Einsatz.
Darüber hinaus nehmen wir die fachbezogene 
Aus-, Fort- und Weiterbildung des Führungsun-
terstützungspersonals im Bundesheer wahr.
Wir beraten Entscheidungs- und sonstige Be-
darfsträger in allen relevanten Aufgabenstellun-
gen der Führungsunterstützung. Wir erstellen 
technische Konzepte und Expertisen, auch über 
die Grenzen des Ressorts hinaus.
Diese Leistungen werden in fähigkeitsorientier-
ter und kosteneffi zienter Form im In- und Aus-
land, auch unter extremen Umwelt- und Um-
feldbedingungen, insbesondere in militärischen 
Einsätzen aus einer Hand erbracht.
Wir schützen unsere IKT-Systeme vor neuen 
und sich ständig ändernden Cyber-Bedrohun-
gen und bewahren damit dem Bundesheer die 
Hoheit über seine unternehmenskritische In-
formation.

Vision des Führungs-
unterstützungszentrums
Wir sind „DAS“ Kompetenzzentrum des Ver-
teidigungsressorts für Führungsunterstützung, 
Informations- und Kommunikationstechnologie 
und insbesondere Cyber Defence.
Gemeinsam stellen wir interoperable, sichere 
und innovative FüU-Leistungen und IKT-Servi-
ces für den Einsatz im In- und Ausland sowie für 
den wirkungsorientierten Verwaltungsbetrieb 
zeitgerecht bereit.

Bgdr Gerhard Herzog Msc, FüUZ

Kontakt: 
E-mail: fueuz@bmlvs.gv.at
Telefon: 050201 / 10 33 006

Militärisches Geowesen
Das Militärische Geowesen umfasst alle An-
gelegenheiten des geografi schen Daten- und 
Informationsbedarfes des Österreichischen 
Bundesheeres. Dazu zählen zum Beispiel die 
Bereitstellung von Land-, Luftbild- und Sonder-
karten (analog und digital), Geo-Daten für Füh-
rungs- und Simulationssysteme sowie interna-
tionale Länderinformationen durch das Institut 
für Militärisches Geowesen im Führungsunter-
stützungszentrum (MilGeo-Services).

Bereitstellung
Im Führungsunterstützungs-
zentrum bestehen folgende 
Möglichkeiten an innovati-
ven und technisch heraus-
fordernden Aufgabenstel-
lungen mitzuwirken:
•	 Leistung	 des	 Grundwehr-

dienstes für HTL-Absol-
ventInnen,

•	 Absolvieren	 einschlägiger	 Praktika	 im	 Rah-
men der Berufsausbildung (HTL, FH),

•	 Einsatz	als	Milizexperte	und
•	 Dienstverhältnis	als	Vertragsbediensteter.
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Ausgewählte Bestimmun-
gen des Bundes-Sportför
derungsgesetzes 2013
Zielbestimmungen
Eine gesetzliche Verankerung von Generalzielen 
und Zielen der Bundes-Sportförderung wurde 
bereits von der Reformarbeitsgruppe gefordert.
Das Bundes-Sportförderungsgesetz 2013 sieht 
nunmehr in den §§ 1 und 2 Abs. 1 Zielbestimmun-
gen vor. Während § 1 BSFG 2013 sozialpolitische 
Aspekte in den Vordergrund stellt enthält § 2 
Abs. 1 BSFG 2013 sportstrukturelle Zielvorstel-
lungen wie beispielsweise den Aufbau und die 
Weiterentwicklung professioneller Verbands-
strukturen im Sport.

Aufteilung der Förderungsmittel und  
duale Förderungssystematik
Gemäß § 20 des Glücksspielgesetzes (GSpG), 
BGBl. Nr. 620/1989, stellt der Bund für die Zwe-
cke der besonderen Sportförderung jährlich ei-
nen Betrag von 80 Millionen Euro aus den Abga-
benmitteln des Konzessionärs nach § 14 GSpG 
zur Verfügung.
Dieser Betrag erhöht sich jährlich, erstmals im 
Jahr 2013 in dem Ausmaß, in dem die glückspiel-
rechtlichen Bundesabgaben des Konzessionärs 
nach § 14 im Vorjahr gegenüber dem vorletzten 
Jahr gestiegen sind.
Diese Mittel sind nach § 5 Abs. 1 Z 1 BSFG 2013 
Bundes-Sportförderungsmittel die über einen 
prozentualen Verteilungsschlüssel gemäß § 5 
Abs. 2 BSFG 2013 auf den Leistungs- und Spit-
zensport, den Breitensport und die gesamtöster-
reichischen Organisationen mit besonderer Auf-
gabenstellung aufgeteilt werden. Bei Erhöhung 
dieser Mittel kann die Bundes-Sportkonferenz 
einen Verteilungsschlüssel für diese zusätzli-
chen Mittel festlegen.
Neben diesen Förderungsmitteln sieht § 5 Abs. 1 Z 
2 BSFG 2013 sonstige Mittel für die Förderung von 
Vorhaben gesamtösterreichische Bedeutung vor, 
dies ist in der alten Nomenklatur die „Allgemei-
ne Bundes-Sportförderung“. Als eine zentrale 
Bestimmung des Gesetzes kann § 5 Abs. 4 BSFG 
2013 betrachtet werden. Ihm zu Folge sind sämt-
liche Förderungen für den Förderungswerber in 
getrennten Förderungssegmenten einerseits als 
Grundförderung und andererseits als Maßnah-
men- und Projektförderung zu gewähren. 

„Leistungsorientierte Reihung“  
der Bundes-Sportfachverbände
Die in § 6 BSFG 2013 normierte „Leistungs-
orientierte Förderungsvergabe“ ist ein neu 
geschaffenes rechtliches Instrument, um die 
Ziele der Entwicklung und Unterstützung des 

Leistungs- und Spitzensports sowie der Wei-
terentwicklung professioneller Verbandsstruk-
turen zu erreichen.
Dafür hat jeder Bundes-Sportfachverband zu-
nächst ein „Struktur- und Strategiekonzept“ 
vorzulegen. Auf Basis des eingereichten Struk-
tur- und Strategiekonzepts und des erstell-
ten, gewichteten Kriterienkatalogs nimmt der 
Bundes-Sportförderungsfonds sodann eine Be-
wertung der Leistungsfähigkeit des zu beurtei-
lenden Bundes-Sportfachverbands sowie eine 
Zuordnung zu einem Reihungsbereich vor. Diese 
Reihung findet insbesondere bei der Beurteilung 
der eingereichten Maßnahmen und Projekte 
Berücksichtigung.

Beispiel Leistungs- und  
Spitzensportförderung
Die Leistungs- und Spitzensportförderung ist 
ein gutes Beispiel für die Struktur des neuen 
Gesetzes. Dies ist deshalb sinnvoll, da sich das 
3. Hauptstück, das der „Breitensportförderung“ 
(mit den Dachverbänden wie ASKÖ oder Spor-
tunion) gewidmet ist sowie das 4. Hauptstück 
mit dem Titel „Förderung der gesamtösterrei-
chischen Organisationen mit besonderer Auf-
gabenstellung im Sport“ (das sind z. B. die BSO 
oder das ÖOC) durch Verweise an diesem Mo-
dell orientieren.

Grundförderung im  
Leistungs- und Spitzensport
Die Grundförderung wird gemäß § 7 Abs. 2 BSFG 
2013 unter Berücksichtigung der Erfordernis-
se des jeweiligen Bundes-Sportfachverbands 
durch den Bundes-Sportförderungsfonds fest-
gelegt und unterliegt den Grundsätzen der Wir-
kungsorientierung.
Die Festlegung erfolgt fördernehmeradäquat 
für eine mehrjährige Periode, ist zu evaluieren 
und kann bedarfsorientiert abgeändert werden. 
Gemäß § 7 Abs. 3 BSFG 2013 weist die Grundför-
derung folgende Bereiche auf
a)	Personal Sport,
b)	Infrastruktur Sport,
c)	Personal Verbandsmanagement und
d)	Infrastruktur Verbandsmanagement.
Der Antrag des Förderungswerbers auf Grund-
förderung hat nach § 7 Abs. 4 BSFG 2013 jeden-
falls folgende Elemente zu enthalten
•	 die Darstellung des Bedarfs hinsichtlich der 

Förderungsbereiche,
•	 die Darstellung der einzelnen Förderungsposi-

tionen im Förderungsbereich,
•	 die Darstellung der Finanzierung der Förde-

rungspositionen sowie
•	 die aus den Darstellungen resultierende Höhe 

der beantragten Förderung.

Maßnahmen- und Projektförderung  
Leistungs- und Spitzensport
Gemäß § 8 Abs. 3 BSFG 2013 hat der Bundes-
Sportförderungsfonds jährlich für das nachfol-
gende Jahr ein Förderungsprogramm zu erstel-
len und in geeigneter Weise bekannt zu geben.

Geschichte der  
Bundes-Sportförderung  
in Österreich
Die Bundes-Sportförderung beruht in ihren 
Grundsätzen auf den 1948 eingeführten Regelun-
gen zum Sporttoto. Über mehrere Novellierun-
gen dieser Regelung entstand die „Besondere 
Bundes-Sportförderung“, die in ihrem Umfang 
im Jahr 2012 mit 80 Millionen Euro pro Jahr den 
größten einzelnen Förderungsbereich der öffent-
lichen Sportförderung in Österreich darstellt.
Die Strukturen von Vergabe und Kontrolle die-
ser Mittel wie auch die inhaltliche Förderungs-
bereichsplanung entsprachen, trotz einiger 
richtungsweisender Veränderungen in Teilbe-
reichen, nicht dem Standard der Förderungen 
in Österreich, wie auch vom Rechnungshof in 
mehreren Berichten festgestellt wurde.
Im Regierungsprogramm der XXIV. Gesetzge-
bungsperiode wurde daher die grundlegende Re-
form der Bundes-Sportförderung vorgesehen. Von 
Bundesminister Mag. Norbert Darabos wurde zur 
Vorbereitung dieser Reform 2010 eine Experten-
gruppe unter der Leitung von o.Univ.-Prof. Dr. Wolf-
gang Mayrhofer eingesetzt, die die inhaltlichen 
Grundlagen für eine solche Reform erarbeitet hat.
Die Empfehlungen dieser Expertengruppe wur-
den im März 2011 vorgelegt. Das Bundes-Sport-
förderungsgesetz 2013 baut auf diesen Empfeh-
lungen auf und konnte unter Bundesminister 
Mag. Gerald Klug finalisiert werden.

Verfassungsrechtliche 
Grundlagen
Da Sportrecht grundsätzlich in die Kompetenz der 
Länder fällt, können Bundesgesetze, welche „An-
gelegenheiten des Sports“ betreffen, nur auf Art. 
17 B VG gestützt werden, der privatwirtschaftli-
ches Handeln von Bund und Ländern auch au-
ßerhalb der Kompetenzverteilung zulässt.
Es handelt sich um so genannte „Selbstbin-
dungsgesetze“, die die Organe des Bundes 
binden, nicht jedoch andere physische oder 
juristische Personen. Pflichten aus dem jewei-
ligen Förderungsverhältnis können nur mittels 
privatrechtlichen Vertrags überbunden werden.

F o r t s e t z u n g  S e i t e  8

Förderung des Sports
Das Bundes-Sportförderungsgesetz 2013 (BSFG 2013) – ein Überblick
Am 20. Juni 2013 wurde im Bundesgesetzblatt Teil I mit der 
Nummer 100 das Bundes-Sportförderungsgesetz 2013 (BSFG 
2013) mit dem Inkrafttretensdatum 1. Jänner 2014 kundgemacht. 
Grundlage, Geschichte und wesentliche Inhalte des neuen Ge-
setzes werden im Folgenden dargestellt.
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Die dargelegte Verwendung kann im erforderli-
chen Ausmaß stichprobenartig durch Einsicht 
in Belege und sonstige förderungsrelevante 
Unterlagen des Förderungsnehmers nachge-
prüft werden. 
Grundsätzlich ist die Überprüfung der, hinter der 
Belegsaufstellung stehenden, Originalbelege 
Aufgabe der Schwerpunktkontrolle durch die 
Bundesministerin/den Bundesminister für Lan-
desverteidigung und Sport. Dieser kann die Vor-
lage der Originalbelege, die zu entwerten und 
zehn Jahre lang aufzubewahren sind, verlangen.
Eine Übermittlung in elektronischer Form ist 
möglich. Zu Folge der Bestimmung des § 27 Abs. 
3 letzter Satz sind die Ergebnisse der Schwer-
punktkontrolle dem Bundes-Sportförderungs-
fonds mitzuteilen. Werden die Nachweispflich-
ten durch einen Förderungswerber verweigert, 
so ist gemäß § 11 Abs. 2 BSFG 2013 die Aus-
zahlung bis zur Erbringung der entsprechenden 
Nachweise einzustellen.

Besonderheiten der Breitensportförderung
Bei der Grundförderung der Dachverbände wird 
zunächst nicht von Förderungsbereichen, son-
dern von „Zwecken“ gesprochen. Die Förde-
rungsperiode beträgt vier Jahre.
Die Dachverbände haben anstatt eines Antra-
ges ein Konzept zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
vorzulegen. Diese Aufgaben bestehen einerseits 
in der Erbringung von demonstrativ benannten 
Dienstleistungen an ihre Mitgliedsvereine wie 
Aus- und Fortbildung oder Beratungsleistung in 
vereinsspezifischen Rechtsfragen.
Andererseits haben die Dachverbände zumin-
dest 40 % der Grundförderung an die Mitglieds-
vereine weiterzugeben, beispielsweise für den 
Einsatz ausgebildeter Trainer oder die Teilnah-
me an und Durchführung von Wettkämpfen.
Für die Weitergabe des Bundes-Vereinszu-
schusses haben die Dachverbände Richtlinien 
und jährlich ein Bundes-Vereinszuschusspro-
gramm zu erstellen. Anträge auf Bundes-Ver-
einszuschüsse sind durch den Mitgliedsverein 
beim zuständigen Dachverband zu stellen.
Die Maßnahmen- und Projektförderung weist 
keine an dieser Stelle zu erörternde Spezifi-
ka auf. Ergänzungen des bereits dargestellten 
Verwendungsnachweises im Bereich des Brei-
tenssports bestehen vor allem in Angaben zur 
Gewährung des Bundes-Vereinszuschusses.

Besonderheiten der Förderung der 
gesamtösterreichischen Organisationen 
mit besonderer Aufgabenstellung im Sport
Die Besonderheit hinsichtlich dieser Gruppe 
von Förderungsnehmern besteht darin, dass fixe 
Prozentsätze der Förderungshöhe in der Grund-
förderung vorgesehen sind.

Sonstige Förderungen
Die „Allgemeine Bundes-Sportförderung“ ge
mäß §§ 1 bis 8 BSFG findet sich nun im 5. 
Hauptstück mit der Bezeichnung „Sonstige 
Förderungen“. Die Vorhabensfelder wurden den 
Erfordernissen einer modernen Gesellschaft 
entsprechend adaptiert.
Beispiele hiefür sind die Förderung des Frau-
en- und Mädchensports, insbesondere unter 
Berücksichtigung des gesellschaftspolitischen 
Genderaspekts oder die Förderung der Integra-
tion von sozial benachteiligten Gruppen sowie 
Menschen mit Migrationshintergrund im Sport.

Das Förderungsprogramm enthält Parameter 
wie Festlegung der Förderungsbereiche. Ent-
sprechend der Wirkungsorientierung hat der 
Bundes-Sportförderungsfonds nach § 8 Abs. 4 
BSFG 2013 im Förderungsprogramm Regelungs-
ziele unter Angabe von Zielerreichungsindikato-
ren bekannt zu geben.
Der Antrag des Förderungswerbers auf Maß-
nahmen- und Projektförderung hat gemäß § 8 
Abs. 5 BSFG 2013 jedenfalls zu enthalten
•	 die inhaltliche und organisatorische Darstel-

lung der einzelnen Maßnahmen und Projekte 
(Förderungspositionen) sowie deren Ziele in-
nerhalb der Förderungsbereiche,

•	 die Darstellung der Gesamtkosten der Maßnah-
men und Projekte (Förderungspositionen) sowie 
deren allfällige Aufgliederung in Detailkosten,

•	 die Darstellung der Finanzierung (Finanzie-
rungsplan) der Maßnahmen und Projekte (För-
derungspositionen) sowie

•	 die aus den Darstellungen resultierende Höhe 
der beantragten Förderung.

§ 9 BSFG 2013 sieht ein Prüfungs- und Auswahl-
verfahren durch den Bundes-Sportförderungs-
fonds vor, bei dem primäres Kalkül das Förde-
rungsprogramm selbst ist.
Für fehlerhafte Anträge ist ein Mängelbehe-
bungsverfahren vorgesehen. Können nicht alle 
eingereichten Projekte gefördert werden, so sind 
die am besten geeigneten auszuwählen. Für diese 
Auswahl sind die Bewertung der Leistungsfähig-
keit, die Ergebnisse der individuellen Förderungs- 
und Strategiegespräche („Verbandsgespräche“) 
sowie die Ziel- Mittelrelation der auszuwählen-
den Maßnahmen und Projekte heranzuziehen.

Nachweis der Förderungsverwendung 
und Kontrolle
Im Zentrum der Nachweisverpflichtungen des 
Förderungsnehmers steht der Verwendungs-
nachweis. Er enthält die förderungsrelevanten 
Einnahmen und Ausgaben, von anderen Gebiets-
körperschaften erhaltene Mittel, eine deskriptive 
Darstellung der Förderungsmittelverwendung, 
den sogenannten „Sachbericht“, den zahlenmä-
ßigen Nachweis durch Auflistung der mit den För-
derungsmitteln getätigten Ausgaben unter Anga-
be des Zwecks, des Zahlungsempfängers, der Art 
und des Datums der Zahlung (Belegsaufstellung).
Bezüglich der Maßnahmen- und Projektförde-
rung hat der Verwendungsnachweis darüber 
hinaus eine Darstellung der mit den Förderungs-
mitteln erzielten Wirkung unter Angabe von ge-
eigneten Indikatoren zu enthalten.
Mit dem Verwendungsnachweis und seiner 
Inhalte wird eine deutliche Effizienzsteigerung 
und Transparenz in der Förderungskontrolle bei 
gleichzeitiger Verwaltungsvereinfachung für 
den Förderungswerber erwartet, beispielsweise 
durch Verzicht auf die körperliche Vorlage von 
Originalbelegen (die jedoch weiterhin durch den 
Förderungsnehmer zehn Jahre hindurch zu ar-
chivieren sind). 
Die Förderungskontrolle selbst setzt sich aus 
Basis- und Schwerpunktkontrolle zusammen 
und ist in den §§ 10 Abs. 4 bis 6 sowie 27 BSFG 
2013 geregelt. Die Basiskontrolle ist durch den 
Bundes-Sportförderungsfonds aufgrund der 
Verwendungsnachweise durchzuführen und 
die widmungsgemäße Verwendung der Mittel 
zu bestätigen. Der Fonds hat dabei zu evaluie-
ren, ob die mit der Förderungsgewährung ange-
strebte Wirkung erreicht wurde.

Die Bestimmungen über den Verwendungsnach-
weis sind mit der Maßgabe anzuwenden, als 
dieser gegenüber dem Bundesministerium für 
Landesverteidigung und Sport zu erbringen ist.

Förderungsvoraussetzungen und  
Förderungsbedingungen
Im 6. Hauptstück des neuen Gesetzes werden 
die „Allgemeinen Förderungsvoraussetzungen 
sowie allgemeine und besondere Förderungs-
bedingungen“ behandelt. Im Wesentlichen sind 
Bestimmungen enthalten, die den Vorgaben der 
§§ 20ff der Verordnung des Bundesministers für 
Finanzen über Allgemeine Rahmenrichtlinien 
für die Gewährung von Förderungsmitteln aus 
Bundesmitteln (ARR 2004), BGBl. II Nr. 51, ent-
sprechen. Die Abweichungen ergeben sich aus 
sportfachlichen Notwendigkeiten.

Bundes-Sportförderungsfonds
Eine wesentliche Errungenschaft des Bundes-
Sportförderungsgesetzes 2013 besteht in der 
Einrichtung des Bundes-Sportförderungsfonds.
Aufgaben des Fonds sind
•	 die Vergabe, Abwicklung sowie die Basis-

kontrolle von Förderungen gemäß §§ 7 bis 19 
einschließlich der Abhaltung der Verbandsge-
spräche,

•	 die Wahrnehmung sonstiger Aufgaben, die 
vom Bundesminister für Landesverteidigung 
und Sport beauftragt werden (eine gesetzliche 
Möglichkeit hiefür besteht in § 20 Abs. 4 letzter 
Satz BSFG 2013, dem zu Folge der Bundesmi-
nister für Landesverteidigung und Sport den 
Fonds hinsichtlich der Spitzensportförderung 
– Team Rot-Weiß-Rot mit der Basiskontrolle 
beauftragen kann, obwohl diese Teil der Son-
derförderungsmittel der Bundes-Sportförde-
rung ist) sowie

•	 die Koordination des bundesweiten Netzwerks 
zur Bewegungsförderung in Österreich.

Der Fonds unterliegt der Aufsicht des Bundes-
ministers für Landesverteidigung und Sport, ins-
besondere seiner für die Revision zuständigen 
Dienststellen.

Organe des Fonds
Der Fonds hat nach § 34 BSFG 2013 folgende 
Organe
1.	 die Bundes-Sportkonferenz,
2.	 das Kuratorium,
3.	 die Beiräte sowie
4.	 die Geschäftsführung.
Sie wirken in einem System der „checks and ba-
lances“ zur Aufgabenerfüllung zusammen.

Förderungsdatenbank
Diese wird gemäß § 44 BSFG 2013 zur Erhöhung 
der Transparenz im Bereich der Bundes-Sport-
förderung und zur Information der Bevölkerung 
durch den Bundesminister für Landesverteidi-
gung und Sport über die nach diesem Bundes-
gesetz gewährten Förderungen eingerichtet.
Sie hat die Bezeichnung des Förderungsneh-
mers, die Höhe der Förderung, der Förde-
rungszweck und die Kurzbeschreibung des 
Förderungsprojekts sowie das Kalenderjahr der 
Förderung zu enthalten.

MinR Dr. Michael Nürnberger, ELeg und
MinR MMag. iur. et phil. Friedrich Gerlich, ELeg
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nissen auch Zivildienstpflichtige ebenso wie 
Wehrpflichtige zur Katastrophenhilfe heranzu-
ziehen sind.
Der Zivildienst ist außerhalb des Bundesheeres 
zu leisten. Für Zivildienstpflichtige dauert der 
ordentliche Zivildienst, sofern keine Präsenz-
dienstzeit anzurechnen ist, neun Monate. Zur 
Wahrnehmung der Aufgaben auf dem Gebiet 
der Zivildienstverwaltung und der Vollziehung 
des Zivildienstgesetzes 1986 wurde die Zivil-
dienstserviceagentur in Unterordnung unter 
die Bundesministerin für Inneres errichtet. Der 
Zivildienstpflichtige ist zu Dienstleistungen her-
anzuziehen, die der Zivilen Landesverteidigung 
oder sonst dem allgemeinen Besten dienen und 
den Zivildienstpflichtigen ähnlich wie der Wehr-
dienst den Wehrpflichtigen belasten. Der Zivil-
dienst darf nicht in der Anwendung von Gewalt 
gegen Menschen bestehen.
Die Dienstleistungen sind zum Beispiel
•	 in Krankenanstalten,
•	 im Rettungswesen,
•	 in der Sozial- und Behindertenhilfe,
•	 in der Altenbetreuung,
•	 in der Krankenbetreuung,
•	 in der Gesundheitsvorsorge,
•	 in der Betreuung von Drogenabhängigen,
•	 beim Dienst in Justizanstalten,
•	 in der Betreuung von Vertriebenen, Asylwer-

bern und Flüchtlingen sowie von Menschen in 
Schubhaft,

•	 während Einsätzen bei Epidemien,
•	 bei Tätigkeiten im Rahmen der Zivilen Landes-

verteidigung in der Katastrophenhilfe und im 
Zivilschutz,

•	 beim Dienst in inländischen Gedenkstätten ins-
besondere für Opfer des Nationalsozialismus,

•	 in der Vorsorge für die öffentliche Sicherheit 
und die Sicherheit im Straßenverkehr und 

•	 als Dienst in den Bereichen des Umweltschutzes
zu erbringen.

Zivildiensterklärung
Die Wehrpflichtigen sind im Zuge des Stellungs-
verfahrens über das Recht und die Möglich-
keiten, eine Zivildiensterklärung abzugeben, 
zu informieren. Die Bescheinigung über den 
Beschluss der Tauglichkeit hat schriftliche 
Hinweise darüber zu enthalten, innerhalb wel-
chen Zeitraumes der Wehrpflichtige mit einer 
Einberufung zu rechnen hat, über das Recht, 
allenfalls auch nach einem Verzicht eine Zivil-
diensterklärung abzugeben, über den Inhalt und 
die Voraussetzungen für die Zulässigkeit einer 
Zivildiensterklärung sowie über die Behörde, 
bei der die Zivildiensterklärung einzubringen ist.
Die Zivildiensterklärung ist in unmittelbarem 
Anschluss an das Stellungsverfahren bei der 
Stellungskommission, sonst bei dem nach dem 
Hauptwohnsitz des Wehrpflichtigen zuständi-
gen Militärkommando schriftlich einzubringen 
oder mündlich zu Protokoll zu geben.

Wird eine Zivildiensterklärung innerhalb der an-
fangs erwähnten Frist nicht bei den genannten 
Behörden sondern bei der Zivildienstservice-
agentur eingebracht, so gilt dies als rechtzeitige 
Einbringung.
Mit dem Eintritt der Zivildienstpflicht wird eine 
bestehende Einberufung unwirksam. Ab dem 
Zeitpunkt der Abgabe der Zivildiensterklärung 
kann ein Wunsch auf Zuweisung zu einer be-
stimmten Einrichtung geäußert werden. Dieser 
Wunsch ist nach Maßgabe der Erfordernisse 
des Zivildienstes zu berücksichtigen.
Die Zivildienstserviceagentur hat ohne unnöti-
gen Aufschub mit Bescheid festzustellen, ob die 
Zivildienstpflicht eingetreten ist (rückwirkend 
mit dem Zeitpunkt der Einbringung der Zivil-
diensterklärung). Der Feststellungsbescheid ist 
innerhalb von zwei Wochen nach Erlassung un-
ter Angabe des Rechtskraftdatums dem zustän-
digen Militärkommando zur Kenntnis zu bringen.

Familien- und Partnerunterhalt 
sowie Wohnkostenbeihilfe
Seit 1. Juni 2011 ist für die Verfahren hinsichtlich 
des Familienunterhaltes, des Partnerunterhaltes 
und der Wohnkostenbeihilfe von Zivildienst-
pflichtigen zur Erlassung von Bescheiden in ers-
ter Instanz das Heerespersonalamt bzw. – bis 
zur mit 1. Jänner 2014 erfolgenden Einführung 
der Bundesverwaltungsgerichte – in zweiter Ins-
tanz der Bundesminister für Landesverteidigung 
und Sport zuständig.
Der Antrag auf Zuerkennung oder Änderung von 
Familienunterhalt, Partnerunterhalt oder Wohn-
kostenbeihilfe kann auch bei der Gemeinde ein-
gebracht werden, in der der Zivildienstpflichtige 
seinen Hauptwohnsitz hat. Diese hat den Antrag 
an das Heerespersonalamt weiterzuleiten.
Die Auszahlung des Familienunterhalts, des 
Partnerunterhaltes und der Wohnkostenbeihilfe 
erfolgt durch die Zivildienstserviceagentur. Die 
dem Zivildienstleistenden gebührenden Geld-
leistungen sind so rechtzeitig zu überweisen, 
dass ihm diese am Dienstantrittstag für den 
laufenden Monat, für die übrige Zeit jeweils am 
ersten jeden Monats im Voraus zur Verfügung 
stehen.

Allgemeines zu Wehrpflicht 
und Zivildienst
Jeder männliche österreichische Staatsbürger 
ist wehrpflichtig. Wer aus Gewissensgründen 
die Erfüllung der Wehrpflicht verweigert und 
hievon befreit wird, hat einen Ersatzdienst zu 
leisten (Artikel 9a B-VG).
Seit dem Jahr 1975 können in Österreich taug-
liche männliche Staatsbürger statt des Wehr-
dienstes Zivildienst leisten. Die aktuelle recht-
liche Grundlage dafür ist das Zivildienstgesetz 
1986. Der Zivildienst ist rechtlich nicht als Alter-
native zum Wehrdienst konstruiert, sondern als 
Ersatzdienst in Ausnahmefällen.
Das Recht, statt des Wehrdienstes Zivildienst 
zu leisten, hat ein Wehrpflichtiger, der aus Ge-
wissensgründen ablehnt, Waffengewalt gegen 
Menschen anzuwenden und daher bei Leistung 
des Wehrdienstes in Gewissensnot geraten 
würde. Die Zivildienstpflicht betrifft daher im 
Ergebnis nur männliche österreichische Staats-
bürger, deren Tauglichkeit zum Wehrdienst fest-
gestellt wurde. 
Durch die Zivildienstnovelle 2005 wurde die Dau-
er des ordentlichen Zivildienstes mit Wirkung 
vom 1. Jänner 2006 von zwölf auf neun Monate 
verkürzt. Die Glaubhaftigkeit solcher Gewissens-
gründe wurde bis 1991 von einer Kommission 
geprüft. Seither genügt eine bloße Erklärung, die 
nur bestimmten formellen Anforderungen ent-
sprechen muss (Zivildiensterklärung).
Mit Einbringung einer mängelfreien Zivildiens-
terklärung wird der Wehrpflichtige von der 
Wehrpflicht befreit und zivildienstpflichtig. Er 
hat nach Maßgabe des Zivildienstgesetzes 1986 
den Zivildienst als Wehrersatzdienst zu leisten. 
Der Zivildienst als Wehrersatzdienst soll hin-
sichtlich seiner Bedeutung für die Republik Ös-
terreich, seiner Dauer sowie der Belastung und 
Besoldung dem Wehrdienst so weit wie möglich 
entsprechen. 
Die Verpflichtung zur Leistung des Zivildienstes 
ist für die Zivildienstpflichtigen – spätestens 
mit der bescheidmäßigen Zuweisung an eine 
Einrichtung – mit erheblichen Eingriffen in ihre 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte 
verbunden. Der Zivildienst ist – für alle tauglich 
befundenen männlichen Staatsbürger, die eine 
Zivildiensterklärung abgeben – als verpflich-
tender Dienst für den Staat konzipiert.
Für die Dauer dieser Dienstleistung sind die pri-
vaten Dispositionsmöglichkeiten des Zivildienst-
pflichtigen insbesondere im Hinblick auf den 
Aufenthaltsort und die Möglichkeit einer (selbst 
gewählten) Erwerbsbetätigung (Berufsaus-
übung) starken Einschränkungen unterworfen. 
Die Verpflichtung zur Leistung des Zivildienstes 
bleibt eine solche gegenüber dem Staat, selbst 
wenn der Dienst bei privaten Einrichtungen ge-
leistet wird.
Im Fall von Elementarereignissen oder Un-
glücksfällen außergewöhnlichen Umfanges 
sind Zivildienstpflichtige auch zur Leistung des 
außerordentlichen Zivildienstes zu verpflich-
ten. Dies bedeutet, dass bei diesen Verhält-

Neuerungen im 
Zivildienstrecht

F o r t s e t z u n g  S e i t e  1 0
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Neuerungen
Mit der am 1. Oktober 2013 in Kraft getretenen 
Novelle des Zivildienstgesetzes 1986 wurden 
Voraussetzungen für die Attraktivierung des 
Zivildienstes und für Verwaltungsvereinfachun-
gen in der Zivildienstorganisation geschaffen.
In den letzten Jahrzehnten entwickelte sich der 
Zivildienst zu einer tragenden Säule für das Ge-
sundheits- und Sozialwesen. Die erfolgten At-
traktivierungsmaßnahmen sollen sicherstellen, 
dass der Stellenwert des Zivildienstes in der Ge-
sellschaft nicht nur beibehalten sondern weiter 
ausgebaut wird.

Gewährung eines Ausbildungsbeitrages 
durch den Bundesminister für Inneres 
und den Bundesminister für Arbeit, So-
ziales und Konsumentenschutz
(befristet bis Ende 2017)
Eine wesentliche Maßnahme zur Attraktivie-
rung im obigen Sinne ist die nun normierte 
Möglichkeit für bestimmte Einrichtungen unter 
gesetzlich festgelegten Voraussetzungen einen 
von der Bundesministerin für Inneres und vom 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsu-
mentenschutz zu tragenden Ausbildungsbeitrag 
geltend machen zu können, sofern sie im Ein-
vernehmen mit den Zivildienstpflichtigen diesen 
eine durch Verordnung näher zu definierende 
Ausbildung in einem für den Zivildienst aner-
kannten Dienstleistungsgebiet anbieten oder 
in Kooperation mit Ausbildungseinrichtungen 
ermöglichen.
Durch die Kostenbeteiligung des Bundes (70 % 
der Ausbildungskosten, höchstens jedoch 1.700 
Euro) in Form eines Ausbildungsbeitrages soll 
für die Einrichtungen ein Anreizsystem geschaf-
fen werden, um möglichst vielen Zivildienst-
pflichtigen eine Ausbildung in einem der aner-
kannten Zivildienstgebiete selbst anzubieten 
oder durch andere Ausbildungseinrichtungen 
zu ermöglichen.
Die in Frage kommenden Ausbildungen sind im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ar-
beit, Soziales und Konsumentenschutz und dem 
Bundesminister für Gesundheit von der Bundes-
ministerin für Inneres durch Verordnung näher 
zu definieren.
Nach erfolgreicher Absolvierung einer Ausbil-
dung muss der entsprechende Nachweis samt 
Bekanntgabe des begehrten Kostenersatzes an 
die Zivildienstserviceagentur übermittelt wer-
den. Diese hat die einlangenden Unterlagen zu 
prüfen und in weiterer Folge die Beträge an die 
Einrichtung auszubezahlen.
Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz erstattet nach entspre-
chender Abrechnung 50 % dieses Ausbildungs-
beitrages der Bundesministerin für Inneres am 
Ende des Kalenderjahres zurück. Einrichtungen 
von Gebietskörperschaften und solche, die dem 
Rettungswesen oder der Katastrophenhilfe an-
gehören, sind von der Gewährung des Ausbil-
dungsbeitrages ausgenommen.
Im Zusammenhang mit Einrichtungen einer Ge-
bietskörperschaft und Rechtsträgern, die von 
einer Gebietskörperschaft durch finanzielle 
oder sonstige organisatorische Maßnahmen 
beherrscht werden, sind Beiträge im Wege des 
Finanzausgleiches zu regeln. Die Höhe des Aus-

bildungsbeitrages beträgt höchstens 70 % der 
Ausbildungskosten und ist mit EUR 1.700,- abso-
lut begrenzt. Dies entspricht jenem Anteil, den 
der Bund derzeit zur Ausbildung der Rettungs-
sanitäter beiträgt. 
Die finanzielle Beteiligung des Bundesministers 
für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz an 
den Kosten der Ausbildung von Zivildienstleis-
tenden aus Mitteln der Gebarung Arbeitsmarkt-
politik wird in den Ausgabenkatalog der Geba-
rung Arbeitsmarktpolitik aufgenommen.
Die Abrechnung der Kostenbeiträge zur Ausbil-
dung von Zivildienstleistenden soll über die Bun-
desministerin für Inneres gegen entsprechende 
Nachweise erfolgen. Die Bundesministerin für 
Inneres erhält in Folge vom Bundesminister für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz gegen 
Vorlage und nach Prüfung dieser Abrechnung 
die Hälfte des möglichen Kostenbeitrages aus 
der Gebarung Arbeitsmarktpolitik ersetzt. Es 
werden jährliche Ausgaben von bis zu 3 Millio-
nen Euro erwartet.

Einvernehmlicher Einsatz von Zivildienst-
leistenden entsprechend ihrer nachge-
wiesenen Qualifikationen, die zur Berufs-
ausübung berechtigen
Durch die erfolgte Änderung wurde ermöglicht, 
dass Zivildienstleistende in Hinkunft auch quali-
fizierte Tätigkeiten ausüben können, sofern sie 
den Nachweis einer entsprechenden Berufs-
berechtigung erbringen. Zusätzlich ist das Ein-
vernehmen zwischen dem Zivildienstleistenden 
und dem Rechtsträger der Zivildiensteinrichtung 
erforderlich.
Für den Fall eines solchen qualifizierten Einsat-
zes hat der Rechtsträger dafür Sorge zu tragen, 
dass die Zivildienstleistenden einerseits von 
einem entsprechend ausgebildeten Vorgesetz-
ten beaufsichtigt werden und andererseits der 
Nachweis über die Berufsberechtigung bei 
diesem aufbewahrt wird. Die Zivildienstservi-
ceagentur hat im Rahmen ihrer Zuweisungsbe-
scheide auch die Möglichkeit einer qualifizier-
ten Verwendung des Zivildienstleistenden zu 
berücksichtigen.

Verwaltungsvereinfachung – Möglichkeit 
im Falle eines Widerrufs der Zivildiens-
terklärung die von der Zivildienstservi-
ceagentur ausbezahlten und vom Zivil-
dienstpflichtigen zu Unrecht empfangenen 
Bezüge (Übergenüsse) durch das Heeres-
personalamt hereinzubringen
Grundsätzlich haben Zivildienstpflichtige zu Un-
recht empfangene Bezüge (Übergenüsse) der 
auszahlenden Stelle zu ersetzen. Die entspre-
chenden Entscheidungen (z.B. Ratenzahlung, 
Stundung etc.) sind von der Zivildienstservice-
agentur zu treffen.
Nach der alten Rechtslage bestand für die Zivil-
dienstserviceagentur im Zuge einer neuerlichen 
Zuweisung des Zivildienstpflichtigen nur die 
Möglichkeit, im Falle der erneuten Anspruchs-
berechtigung auf Familienunterhalt, Partnerun-
terhalt, Wohnkostenbeihilfe oder Fahrtkosten 
etwaige Übergenüsse aus vorangegangenen 
Auszahlungen an den Zivildienstpflichtigen in 
Abzug zu bringen. Sofern jedoch ein Zivildienst-
pflichtiger, bei dem ein Übergenuss festgestellt 
wurde, seine Zivildiensterklärung ordnungs-

gemäß widerruft, konnten diese Übergenüsse 
nicht mehr im Verwaltungsweg rückgefordert 
werden, da die Zivildienstpflicht mit dem Tag 
der Einbringung eine mängelfreien Widerrufs-
erklärung bei der Zivildienstserviceagentur oder 
beim Militärkommando erlischt und der ehemals 
Zivildienstpflichtige wieder der Wehrpflicht un-
terliegt.
Durch die erfolgte Neuregelung können diese 
Übergenüsse nun durch das Heerespersonal-
amt hereingebracht werden. 

Härteausgleich nach Heeresgebührenge-
setz 2001 auch für Zivildienstpflichtige
Da – wie oben erwähnt – für die Verfahren 
hinsichtlich des Familienunterhaltes, des Part-
nerunterhaltes und der Wohnkostenbeihilfe 
von Zivildienstpflichtigen zur Erlassung von 
Bescheiden in erster Instanz das Heeresper-
sonalamt zuständig ist, kann es auch bei Zivil-
dienstleistenden zu berücksichtigungswürdigen 
Härten kommen.
Nunmehr kann in dieser Hinsicht auch ein finan-
zieller Härteausgleich für Zivildienstleistende 
zur Anwendung kommen. Nach der Entschei-
dung durch das Heerespersonalamt erfolgt die 
entsprechende Ausgleichsleistung durch die 
Zivildienstserviceagentur.

Mag. Christoph Ulrich, DiszBW
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Allgemeines und  
Entstehungsgeschichte
Im Jahr 1998 trat das Gesetz über die Ausbildung 
von Frauen im Bundesheer in Kraft. 15 Jahre 
nach Erlassung dieses Gesetzes sind Soldatin-
nen ein gut integrierter und unverzichtbarer Be-
standteil des Österreichischen Bundesheeres.
Auch im internationalen Krisenmanagement 
sind Soldatinnen mittlerweile wesentliche Ak-
teurinnen in der Sicherheits-, Verteidigungs- 
und Friedenspolitik. Die Schaffung ganzheitlich 
friedlicher Strukturen für Frauen und Männer 
kann nur erreicht und nachhaltig erhalten wer-
den, wenn ein umfassendes Sicherheitsumfeld 
für die gesamte Bevölkerung geschaffen wer-
den kann.
Auch völkerrechtlich relevante Beschlüsse, wie 
etwa Resolutionen des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen tragen dieser Entwicklung 
Rechnung und fordern, dass Frauen bei allen 
friedensrelevanten Prozessen sowie in der poli-
tischen Strategieentwicklung in vollem Umfang 
teilhaben sollen und ihre Mitwirkung zukünftig 
ausgebaut werden muss.
Im Falle des Österreichischen Bundesheeres ist 
eine Mitwirkung von Soldatinnen, insbesondere 
bei militärischen Einsätzen oder in der Katast-
rophenhilfe überaus wichtig. Die unterschied-
lichen Bedürfnisse und Gefährdungspotenziale 
von Frauen und Männern werden im Krisenma-
nagement geschlechtersensibel beurteilt und 
kontinuierlich miteinbezogen.
Mitte der Neunzigerjahre des vorigen Jahrhun-
derts zeigte ein internationaler Überblick, dass 
in vielen Staaten Frauen als Soldatinnen in den 
Streitkräften integriert waren, wie zum Beispiel 
in allen damaligen Mitgliedsstaaten der EU und 
NATO aber auch in den Armeen des ehemaligen 
Ostblocks wie in Bulgarien, Rumänien, Tsche-
chien, Ungarn und der Slowakei.
Auch in Österreich war die Frage eines Zugan-
ges von Frauen zu militärischen Dienstleistun-
gen im Bundesheer viele Jahre Gegenstand 
umfangreicher politischer Diskussionen. Im 
Frühjahr des Jahres 1996 einigten sich die da-
maligen Regierungsparteien über die Öffnung 
des Bundesheeres für Frauen.
Das Koalitionsübereinkommen vom 11. März 
1996 sah daher in diesem Zusammenhang vor, 
den Frauen gleichberechtigte Möglichkeiten 
von Berufskarrieren – auf freiwilliger Basis – 
beim österreichischen Bundesheer zu eröffnen.
Der Ministerrat nahm am 3. April 1997 einen Be-
richt betreffend die „Schaffung von gleichberech-
tigten Möglichkeiten von Berufskarrieren beim 
österreichischen Bundesheer für Frauen“ zur 
Kenntnis. Darin war – unter Bedachtnahme auf 
die Verankerung der Wehrpflicht für Männer im 
Verfassungsrang – vorgesehen, die Freiwilligkeit 
des Einstieges von Frauen in das Bundesheer aus-
drücklich in der Bundesverfassung zu normieren.
Der Frau als Soldatin sollten von Anfang an alle 
Verwendungen offen stehen. Darüber hinaus 
sollte zur besonderen Betonung des verfas-
sungsgesetzlich vorgesehen Freiwilligkeits-
prinzips für die militärische Dienstleistung von 

Frauen die Möglichkeit geschaffen werden, den 
jeweiligen Wehrdienst jederzeit mittels schriftli-
cher Erklärung ohne Angabe von Gründen been-
den zu können.
Weiters sollte auf einfachgesetzlicher Ebene 
ein zwölfmonatiges Ausbildungsverhältnis für 
Frauen zur Ermöglichung einer gleichberech-
tigten militärischen Berufslaufbahn geschaffen 
werden, wobei die Frauen in den ersten sechs 
Monaten eine Grundausbildung und danach die 
übrigen Ausbildungsschritte absolvieren soll-
ten. Rechte und Pflichten sollten ähnlich wie bei 
den Wehrpflichtigen gestaltet sein. Im Übrigen 
sollten das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz 
auf dieses Ausbildungsverhältnis angewendet 
sowie die sozialrechtliche Absicherung und die 
Ansprüche der Frauen im Falle der Mutterschaft 
geregelt werden.
Im Anschluss an die erfolgreiche Absolvierung 
aller Ausbildungsschritte ist eine Aufnahme in 
ein Bundesdienstverhältnis vorgesehen, womit 
einer weiteren Karriere beim Bundesheer nichts 
mehr im Wege steht. 
Mit dem Gesetz über die Ausbildung von Frauen 
im Bundesheer (GAFB) vom Jänner 1998 wurden 
die verfassungsrechtlichen und einfachgesetz-
lichen Voraussetzungen – vor allem im damals 
geltenden Wehrgesetz 1990 – für den Wehr-
dienst von Frauen im Bundesheer geschaffen.

Rechtliche Grundlagen
Wehrdienstleistung
Das im Jahre 1998 geschaffene Rechtsinstitut 
des Ausbildungsdienstes war zunächst nur 
eine besondere Form der Wehrdienstleistung 
für Frauen. Mit Juli 2005 erfolgte auf Grund der 
positiven Erfahrungen in der Praxis die Auswei-
tung dieses freiwilligen Wehrdienstes auch auf 
männliche Soldaten in Ausbildung.
Mit Wirkung vom 1. Jänner 2011 wurden hin-
sichtlich des Ausbildungsdienstes umfangrei-
che Änderungen im Wehrgesetz 2001 beschlos-
sen. Die nach der alten Rechtslage vorgesehene 
Höchstdauer des Ausbildungsdienstes von bis 
zu 18 Monaten reichte in der Praxis nicht aus, 
um während dieser Zeit die Grundausbildung 
als Militärperson zum Unteroffizier oder Offizier 
durchzuführen. Die Ausbildung zum Offizier für 
die Verwendungsgruppe M BO 2 beispielsweise 
nimmt mindestens vier Jahre in Anspruch, wo-
von mindestens ein Jahr im Ausbildungsdienst 
und mindestens drei Jahre in einem befristeten 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis als Mili-
tärperson auf Zeit in der Verwendungsgruppe M 
ZUO 2 zurückgelegt werden mussten.
Auf Grund des dargestellten Änderungsbedar-
fes erstreckt sich der Ausbildungsdienst nun-
mehr insgesamt auf bis zu vier Jahre, wobei 
eine weitere (ausnahmsweise) Verlängerung 
im Einzelfall (etwa bei längerem Ausfall wegen 
Krankheit oder einem Dienstunfall) um bis zu 
zwei Jahre nach Maßgabe zwingender militä-
rischer Interessen möglich ist („4+2-Jahre-Mo-
dell“). Mit dieser 2011 erfolgten Verlängerung 
wurde ermöglicht, dass die gesamte Ausbildung 
zum Offizier oder Unteroffizier während des 
Ausbildungsdienstes absolviert werden kann. 

Im Ergebnis können nach § 37 des Wehrgeset-
zes 2001 Frauen und Wehrpflichtige auf Grund 
freiwilliger Meldung nach den jeweiligen militä-
rischen Erfordernissen einen Ausbildungsdienst 
in der Dauer von mindestens zwölf Monaten bis 
zu insgesamt vier Jahren leisten. Eine über zwölf 
Monate hinausgehende Dauer des Ausbildungs-
dienstes ist unter Bedachtnahme auf die jewei-
lige Ausbildung anlässlich der Einberufung oder 
während des Ausbildungsdienstes zu verfügen. 
Nach Maßgabe zwingender militärischer Inter-
essen darf eine Verlängerung des Ausbildungs-
dienstes mit schriftlicher Zustimmung der Be-
troffenen um bis zu zwei Jahre verfügt werden.
Eine freiwillige Meldung zum Ausbildungsdienst 
ist beim Heerespersonalamt einzubringen und 
bedarf der Annahme (Annahmebescheid). Dabei 
ist auch die Eignung der Betroffenen zum Aus-
bildungsdienst zu prüfen (Eignungsprüfung). Im 
Rahmen des Ermittlungsverfahrens zur Annah-
me der freiwilligen Meldung zum Ausbildungs-
dienst ist die Eignungsprüfung durchzuführen. 
Sie dauert grundsätzlich drei Tage und wird 
beim Prüfzentrum des Heerespersonalamts in 
Linz-Ebelsberg durchgeführt. Auf Grund der 
zukünftigen Aufgaben des Bundesheeres ist 
der Maßstab für die erfolgreiche Absolvierung 
der Eignungsprüfung die „Kadereignung“, wel-
che auch die grundsätzliche Eignung für den 
Auslandseinsatz umfasst. Die Eignungsprüfung 
besteht aus der gesundheitlichen, psychologi-
schen und körperlichen Überprüfung.
Das Ergebnis der Eignungsprüfung kann lauten:
•	 geeignet oder
•	 vorübergehend nicht geeignet oder
•	 nicht geeignet.

F o r t s e t z u n g  S e i t e  1 2

Soldatinnen im Bundesheer
– Recht und Praxis
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Das Ergebnis der Eignungsprüfung ist der be-
treffenden Person nach den abschließenden 
Beratungen des Prüfteams bekannt zu ge-
ben. Hiezu ist bei einer positiven behördlichen 
Vorabentscheidung ein Karriere- und Einpla-
nungsgespräch durchzuführen. Die freiwillige 
Meldung zum Ausbildungsdienst darf von der 
Behörde nur dann angenommen werden, wenn 
im Rahmen der Eignungsprüfung die Eignung 
zum Ausbildungsdienst festgestellt wurde. Dar-
über hinaus darf eine Annahme der freiwilligen 
Meldung nur dann erfolgen, wenn ein kontin-
gentierter freier Platz für den Ausbildungsdienst 
vorhanden ist.
Nach der bescheidmäßigen Annahme der frei-
willigen Meldung zum Ausbildungsdienst ist die 
Einberufung so rasch wie möglich vorzusehen. 
Frauen im Ausbildungsdienst können ihren Aus-
tritt aus diesem Wehrdienst schriftlich ohne 
Angabe von Gründen bei jener militärischen 
Dienststelle erklären, der sie angehören oder 
sonst zur Dienstleistung zugewiesen sind. Die 
Austrittserklärung wird, sofern nicht ausdrück-
lich anderes bestimmt ist, mit Ablauf des Ka-
lendermonates wirksam, in dem sie abgegeben 
wurde. Die Austrittserklärung kann spätestens 
bis zu ihrem Wirksamwerden bei der genann-
ten Dienststelle schriftlich widerrufen werden. 
Mit Wirksamkeit einer Austrittserklärung gelten 
Personen im Ausbildungsdienst als vorzeitig aus 
diesem Wehrdienst entlassen.
Auf Frauen im Ausbildungsdienst sind die §§ 3 
bis 9 MSchG betreffend den Schutz werden-
der und stillender Mütter mit den für weibliche 
Bundesbedienstete geltenden Abweichungen 
anzuwenden. Wurde der Ausbildungsdienst 
wegen einer bevorstehenden oder erfolgten 
Geburt eines eigenen Kindes vorzeitig beendet, 
so kann sich die Frau binnen drei Jahren nach 
der Geburt oder der vorzeitigen Beendigung der 
Schwangerschaft zur Fortsetzung dieses Wehr-
dienstes beim Heerespersonalamt freiwillig mel-
den. In diesem Fall ist sie binnen sechs Monaten 
nach Einlangen dieser Meldung für die restliche 
Dauer dieses Wehrdienstes einzuberufen. 
Frauen dürfen zum Ausbildungsdienst bis zur 
Vollendung des fünfzigsten Lebensjahres oder 
sofern sie Offiziere oder Unteroffiziere oder 
Spezialkräfte auf den Gebieten der Technik, des 
Sanitätswesens, des Seelsorgedienstes und der 
Fremdsprachen sind, bis zum Ablauf des Jahres, 
in dem sie das fünfundsechzigste Lebensjahr 
vollenden, herangezogen werden.
Für Soldatinnen wurde die Möglichkeit der 
Leistung von Miliztätigkeiten vorgesehen und 
gleichzeitig die Teilnahme an freiwilligen Waf-
fenübungen und Funktionsdiensten, an der Frei-
willigen Milizarbeit und am Auslandseinsatzprä-
senzdienst ermöglicht. Zwar können Frauen auf 
Grund des verfassungsrechtlichen Freiwillig-
keitsprinzips nicht dem Milizstand zugerechnet 
werden, jedoch wurde die Inanspruchnahme 
einer den Wehrpflichtigen des Milizstandes 
analogen Ausbildung von Frauen auf freiwilliger 
Basis ermöglicht.
Auf Frauen, die freiwillige Waffenübungen und 
Funktionsdienste leisten, sind die §§ 4, 4a und 6 
bis 9 MSchG betreffend den Schutz werdender 
und stillender Mütter mit den für weibliche Bun-
desbedienstete geltenden Abweichungen anzu-
wenden. Während eines Beschäftigungsverbo-
tes nach dem Mutterschutzgesetz 1979 ist die 
Heranziehung zu freiwilligen Waffenübungen 
und Funktionsdiensten nicht zulässig. Mit Ablauf 
des dem Beginn eines Beschäftigungsverbotes 
vorangehenden Tages gelten Frauen als vorzei-
tig aus einem solchen Wehrdienst entlassen.

zum Monatsgeld, der Dienstgradzulage sowie 
der Freifahrt oder Fahrtkostenvergütung ab dem 
ersten Tag dieses Wehrdienstes.
Eine zusätzliche finanziell enorm effektive Än-
derung wurde betreffend des Familien- und 
Partnerunterhalts und der Wohnkostenbeihil-
fe vorgenommen. Nach der alten Rechtslage 
hatten ausschließlich Anspruchsberechtigte, 
welche den Grundwehrdienst oder die ersten 
sechs Monate des Ausbildungsdienstes leisten, 
bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
Anspruch auf die Sozialleistungen Familien- und 
Partnerunterhalt sowie Wohnkostenbeihilfe. Mit 

dem Wehrrechtsänderungsgesetz 2005 wur-
de demgegenüber als weitere Maßnahme zur 
finanziellen Attraktivitätssteigerung des Aus-
bildungsdienstes der Anwendungsbereich der 
Ansprüche auf Familien- und Partnerunterhalt 
sowie Wohnkostenbeihilfe auf die gesamte Dau-
er des Ausbildungsdienstes erweitert.

Die aktuellen Bezüge im Ausbildungsdienst sind 
den Tabellen zu entnehmen.

Das für die Mobilmachung verantwortliche Kom-
mando kann Frauen für Miliztätigkeiten nach 
Maßgabe militärischer Rücksichten im notwen-
digen Umfang und für die notwendige Dauer 
Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände und 
sonstiges Heeresgut, insbesondere auch dienst-
liche Unterlagen zur Verfügung stellen. 
Der Bundesminister für Landesverteidigung und 
Sport hat bis Ende März jeden zweiten Jahres 
dem Nationalrat über die militärischen Dienst-
leistungen von Frauen zu berichten.

Finanzielle Verbesserungen
Seit der erwähnten Öffnung des Bundesheeres 
für freiwillige Dienstleistungen von Frauen im 
Jahre 1998 hatten mit Stichtag 1. Jänner 2005 
zirka achtzehntausend Frauen ihr prinzipielles 
Interesse am Soldatenberuf bekundet. Davon 
hatten im gleichen Beobachtungszeitraum zirka 
zwölftausend Frauen ihr seinerzeit artikuliertes 
Interesse nach einer entsprechenden näheren 
Information wieder zurückgezogen. Als einer 
der Hauptgründe für diese Entwicklung war 
die mangelnde Attraktivität einer militärischen 
Dienstleistung wegen der relativ geringen Höhe 
der Bezüge während der ersten sechs Monate 
des Ausbildungsdienstes zu erkennen.
Die besoldungsrechtliche Stellung während die-
ses Zeitraumes war aus gleichheitsrechtlichen 
Überlegungen an jene der wehrpflichtigen Sol-
daten im Grundwehrdienst angeglichen. Die Be-
züge einer Frau im Ausbildungsdienst während 
der ersten sechs Monate umfassten vor dem 
Wehrrechtsänderungsgesetz 2005 das Monats-
geld von 168,24 Euro und die Grundvergütung 
von 87,70 Euro. Diese Bezugsansätze waren 
daher nicht geeignet, bei Frauen, die im Unter-
schied zu Männern ausschließlich auf freiwilli-
ger Basis zu militärischen Dienstleistungen he-
rangezogen werden können, das Interesse am 
Soldatenberuf gegenüber anderen beruflichen 
Ausrichtungen in den Vordergrund zu stellen.
Mit dem Wehrrechtsänderungsgesetz 2005 wur-
de der bisher nur Frauen zugängliche Ausbil-
dungsdienst auch wehrpflichtigen Männern auf 
freiwilliger Basis zugänglich gemacht. Gleich-
zeitig wurden die im Ausbildungsdienst gebüh-
renden Bezüge um ein Vielfaches angehoben. 
Zur Attraktivitätssteigerung des Ausbildungs-
dienstes sah das Wehrrechtsänderungsgesetz 
2005 vor, allen Personen während des gesam-
ten Ausbildungsdienstes eine Monatsprämie in 
der Höhe von damals 656,04 Euro zukommen zu 
lassen. Diese Monatsprämie gebührt allen Aus-
bildungsdienst leistenden Personen zusätzlich 

Monatsgeld nach 
§ 3 Abs 1 HGG 2001:................................. 198,11

oder während eines Einsatzes nach
§ 2 Abs 1 lit. a bis c WG 2001
Monatsgeld nach 
§ 3 Abs. 2 HGG 2001:................................ 455,93
und Monatsprämie nach
§ 6 Abs. 1 HGG 2001:............................. 1.129,40

Ausbildungsprämie nach 
§ 6a Abs.1a HGG 2001......... 295,05 bzw. 102,10

Journaldienstvergütung nach 
§ 6a Abs.1b HGG 2001......... 134,88 bzw. 269,76

Dienstgradzulage nach § 4 HGG 2001,
Fahrtkostenvergütung nach § 7 HGG 2001,
Freifahrt nach § 8 HGG 2001,
Auslandsübungszulage nach § 10 HGG 2001.

Einmalige Erfolgsprämie nach 
§ 5 Abs 2 HGG 2001 bei erfolgreichem
Abschluss der Vorbereitenden
Milzausbildung (VbM):............................ 462,25

Ausbildungsdienst ab dem 13. Monat

Ausbildungsdienst bis 12 Monate

Monatsgeld nach 
§ 3 Abs 1 HGG 2001:........................ 198,11 Euro

oder während eines Einsatzes nach
§ 2 Abs 1 lit. a bis c WG 2001
Monatsgeld nach 
§ 3 Abs. 2 HGG 2001:................................ 455,93
Monatsprämie nach
§ 6 Abs. 1 HGG 2001:................................ 772,53

Dienstgradzulage nach § 4 HGG 2001,
Fahrtkostenvergütung nach § 7 HGG 2001,
Freifahrt nach § 8 HGG 2001,
Auslandsübungszulage nach § 10 HGG 2001.

Einmalige Erfolgsprämie nach 
§ 5 Abs 2 HGG 2001 bei erfolgreichem
Abschluss der Vorbereitenden
Milzausbildung (VbM):............................ 462,25

Weitere Ansprüche im AD

Allenfalls besteht auch nach § 25 HGG 2001 
ein Anspruch auf Familien- bzw. Partner-
unterhalt (maximal 80% der Bemessungs-
grundlage) und nach § 31 HGG 2001 auf 
Wohnkostenbeihilfe (maximal 30% der Be-
messungsgrundlage). 

Bei Einsätzen nach § 2 Abs. 1 lit. a bis c WG 
2001 gebührt den Soldaten im Ausbildungs-
dienst zusätzlich folgende Einsatzvergütung 
nach § 6 Abs. 2 HGG 2001:
Einsatz nach § 2 Abs. 1 lit. a WG 2001:
Rekruten und Chargen:........................ 1.155,39
(bei Einsatzvorbereitung:....................... 577,70)
Unteroffiziere:........................................ 1.485,34
(bei Einsatzvorbereitung:....................... 724,67)
Offiziere:................................................. 1.925,58
(bei Einsatzvorbereitung:....................... 962,79)
Einsatz nach § 2 Abs. 1 lit. b und c WG 2001:
Rekruten und Chargen:........................ 1.034,33
(bei Einsatzvorbereitung:....................... 517,17)
Unteroffiziere:........................................ 1.309,48
(bei Einsatzvorbereitung:....................... 654,74)
Offiziere:................................................. 1.705,46
(bei Einsatzvorbereitung:....................... 852,73)
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technischen Dienst, im militärfachlichen Dienst 
und im Intendanzdienst, zwei als Militärseel-
sorgerinnen, drei als Militärpilotinnen, 122 als 
weibliche Unteroffiziere, sechs als Berufsof-
fiziersanwärterinnen in der Einjährig-Freiwilli-
gen-Ausbildung sowie 25 weibliche Offiziere als 
Truppenoffiziere verwendet. Weitere vier weibli-
che Offiziere wurden im Berichtszeitraum an der 
Theresianischen Militärakademie zum Leutnant 
ausgemustert. 122 Soldatinnen versahen zum 
Stichtag 31. Dezember 2012 Dienst als Unterof-
fiziere. 19 Soldatinnen musterten im Berichts-
zeitraum zum Wachtmeister an der Heeresun-
teroffiziersakademie in Enns aus. 36 Soldatinnen 
brachten freiwillig eine Meldung für Kräfte für 
Internationale Operationen – Kaderpräsenzein-
heiten (KIOP-KPE) ein, wobei bereits 12 Solda-
tinnen auf einem Arbeitsplatz in einer KIOP-KPE 
eingeteilt waren. 

Frauenförderungsplan,  
Soldatinnen-Mentoring und  
Gender Mainstreaming
Im Frauenförderungsplan des Bundesministeri-
ums für Landesverteidigung und Sport wurden 
zudem explizite Maßnahmen zur Verbesserung 
der Koordinierung von Angelegenheiten der 
Soldatinnen, wie beispielsweise gezieltes Men-
toring und die Schaffung österreichweiter Kom-
munikationsplattformen, vorgesehen.
Seit 2010 treffen einander demzufolge die Absol-
ventinnen der Landesverteidigungsakademie, 
der Theresianischen Militärakademie und der 
Heeresunteroffiziersakademie im Rahmen eines 
jährlichen Absolventinnentreffens. Neben ei-
nem allgemeinen Erfahrungsaustausch werden 
im Rahmen dieser zielgruppenspezifischen Tref-
fen insbesondere gemeinsame Lösungsmög-
lichkeiten zu unterschiedlichen Problemfeldern 
durch die Soldatinnen erarbeitet. Entsprechend 
der Erkenntnisse der „Absolventinnen" konnten 
durch diese Zusammenkünfte in den letzten bei-
den Jahren ein fühlbar stärkeres Netzwerk, ein 
gesteigertes Zusammengehörigkeitsgefühl der 
Soldatinnen und ein sichtbares gemeinsames 
Auftreten – also eine Steigerung der Bedeutung 
der Gruppe Soldatinnen – erreicht werden.
Die Erarbeitung einer gezielten Soldatinnen-
Mentoring-Strategie wurde im vierten Quartal 

Dienststand und Verwendung
Im Jahr 2012 haben insgesamt 69 Soldatinnen, 
davon 21 Leistungssportlerinnen, 15 Offiziersbe-
werberinnen, 27 Berufsunteroffiziersanwärterin-
nen, eine Milizunteroffiziersanwärterin und fünf 
Bewerberinnen für Kaderpräsenzeinheiten (KPE) 
den Ausbildungsdienst angetreten. 23 Soldatin-
nen, darunter 16 Leistungssportlerinnen, eine 
Ärztin, ein weiblicher Berufsunteroffizier und 
fünf Soldatinnen für Kaderpräsenzeinheiten wur-
den entweder in ein Dienstverhältnis als Militär-
person auf Zeit oder als Vertragsbedienstete des 
Bundes mit Sondervertrag für eine militärische 
Verwendung (Militär-VB) aufgenommen. Bei 49 
Frauen wurde der Ausbildungsdienst verlängert.
Es versahen mit Stichtag 31. Dezember 2012 
insgesamt 364 Soldatinnen Dienst im Österrei-
chischen Bundesheer: 82 Soldatinnen, darunter 
21 Leistungssportlerinnen und neun Soldatinnen 
in Einjährig-Freiwilligen-Ausbildung leisteten 
Ausbildungsdienst. 124 Soldatinnen, darunter 
53 Leistungssportlerinnen, zwei Veterinärinnen, 
eine Militärpilotin, eine Apothekerin und eine 
evangelische Militärseelsorgerin befanden 
sich in einem Dienstverhältnis als Militärper-
son auf Zeit. 16 Soldatinnen, darunter zwei Mi-
litärpilotinnen und ein weiblicher Offizier des 
höheren militärfachlichen Dienstes befanden 
sich in einem Dienstverhältnis als Militär-VB. 
123 Soldatinnen, darunter elf Ärztinnen, zwei 
Veterinärinnen, ein weiblicher Offizier des In-
tendanzdienstes, ein weiblicher Offizier des 
höheren militärfachlichen Dienstes, eine evan-
gelische Militärseelsorgerin und 23 Soldatinnen 
in Verwendung als Truppenoffizier leisteten 
Dienst in einem unbefristeten Dienstverhältnis 
als Berufsmilitärperson. 19 Frauen nahmen an 
Auslandseinsätzen teil. Darüber hinaus waren 
zum selben Stichtag 445 Frauen der Personal-
reserve zuzurechnen. Sie können auf freiwilliger 
Basis ihre militärische Karriere im Rahmen von 
Miliztätigkeiten und Auslandseinsatzpräsenz-
diensten fortsetzen.
Zum Stichtag 31. Dezember 2012 wurden 30 
weibliche Offiziere im militärmedizinischen 
Dienst verwendet, darunter vier Veterinärinnen 
und eine Apothekerin. Des Weiteren wurden 
je ein weiblicher Offizier im höheren militär-

des Jahres 2012 begonnen. Entsprechend dem 
Frauenförderungsplan des Bundesministeriums 
für Landesverteidigung und Sport können Sol-
datinnen für eine oder mehrere Soldatinnen 
als Mentorin bestellt werden. Die Mentorinnen 
werden zielorientiert ausgebildet und sollen 
zukünftig als zielgruppengerechte Ansprech-
partnerinnen für Frauen, die sich in Ausbildung 
befinden, vom Einrücken bis zum Abschluss ih-
rer Ausbildung zur Verfügung stehen.
Das Bundesministerium für Landesverteidigung 
und Sport ist auch in der interministeriellen 
Arbeitsgruppe zur Umsetzung und Weiterent-
wicklung des Nationalen Aktionsplans zur Um-
setzung der Resolution des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen 1325 (2000) engagiert 
vertreten. Neben der Ausbildung von neun Be-
diensteten zum Gender Field Adviser wurden im 
Berichtszeitraum zwei Soldatinnen als Berate-
rinnen eines Kommandanten einer internatio-
nalen Friedensmission in den Auslandseinsatz 
entsendet (KOSOVO FORCE - KFOR).
Die entsendeten Soldatinnen haben im Einsatz-
raum dazu beigetragen, eine Geschlechterpers-
pektive in die Friedensoperation in einer Krisen-
region zu integrieren. Im Dezember 2010 wurde 
der zehnte Jahrestag der Resolution 1325 (2000) 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen im 
Rahmen einer international besetzten Veranstal-
tung an der Landesverteidigungsakademie be-
gangen. Dabei haben internationale Expertinnen 
und Experten geeignete Ausbildungsprogram-
me für die Entwicklung eines Gender-Trainings 
diskutiert und beurteilt. Dieser Veranstaltung 
nachfolgend wurden angepasste Curricula für 
die Ausbildung im Bundesministerium für Lan-
desverteidigung und Sport entwickelt. 
Im Jahr 2012 wurde schließlich ein zielgerich-
tetes Gender Mainstreaming-Basismodul in die 
Grundausbildung aller militärischen und zivilen 
Grundausbildungen im Ausmaß von vier Unter-
richtseinheiten implementiert. Diese Lehrveran-
staltung stellt eine Erstsensibilisierung und eine 
Grundinformation über die rechtlichen Aspekte 
zur Materie der Gleichstellung (Gleichwertig-
keit) von Menschen dar.

Mag. Christoph Ulrich, DiszBW
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Überblick
Die rechtspolitische Zielsetzung des Heeresge-
bührengesetzes 2001 (HGG 2001), BGBl. I Nr. 31 
ist eine möglichst umfassende Vorsorge für die 
materiellen Bedürfnisse der Soldaten im Prä-
senz- und Ausbildungsdienst sowie deren An-
gehörigen. Das HGG 2001 ist dem Grunde nach 
auf Soldaten anzuwenden, die Präsenz- oder 
Ausbildungsdienst leisten. Diese werden als 
Anspruchsberechtigte bezeichnet.

Ansprüche auf Bezüge nach dem HGG 2001 be-
stehen nur für Zeiten, die in die Dienstzeit der 
Soldaten einzurechnen sind. Davon ausgenom-
men sind zum Beispiel die Zeit einer Desertion 
oder unerlaubten Abwesenheit, die Zeit einer 
Haft oder sonstigen behördlichen Anhaltung 
oder die Zeit während der ein Soldat aus sons-
tigen Gründen verhindert war, eine Milizübung 
anzutreten.

Sämtliche finanzielle Leistungen nach dem HGG 
2001 sind „dynamisiert“ gestaltet. Als Anknüp-
fungspunkt für die erwähnte Dynamisierung ist 
der Gehaltsansatz 2 der Dienstklasse V nach § 
118 Abs. 5 des Gehaltsgesetzes 1956 (das ent-
spricht derzeit 2.341,7 Euro) vorgesehen. 
Die Festlegung der jeweiligen konkreten be-
tragsmäßigen Höhe der einzelnen Geldleistun-
gen erfolgt durch eine Verordnung des Bundes-
ministers für Landesverteidigung und Sport.

Bezüge
Zu den wichtigsten Bezügen gehören 
•	 das Monatsgeld,
•	 die Dienstgradzulage,
•	 die Grundvergütung, 
•	 die Erfolgsprämie,
•	 die Milizprämie,

für länger dienende Soldaten
•	 die Monatsprämie sowie
•	 die Ausbildungsprämie und
•	 die Journaldienstvergütung,
•	 die Einsatzvergütung und
•	 die Anerkennungsprämie, weiters
•	 die Fahrtkostenvergütung,
•	 die Einsatzprämie und 
•	 die Auslandsübungszulage.
Diese Bezüge gebühren allesamt auf Grund des 
zweiten Hauptstückes HGG 2001.

Weiters können nach dem fünften Hauptstück 
HGG 2001 unter bestimmten Voraussetzungen 
Familien- oder Partnerunterhalt und Wohnkos-
tenbeihilfe gebühren bzw. nach dem sechsten 
Hauptstück HGG 2001 eine Entschädigung ge-
zahlt oder eine Fortzahlung der Bezüge durch-
geführt werden.
Bei besonderen Härten in Einzelfällen kann zu-
sätzlich noch ein finanzieller Härteausgleich ge-
leistet werden.

Grundvergütung und  
Erfolgsprämie im GWD
Ein Anspruch auf Grundvergütung besteht für 
die Dauer des Grundwehrdienstes (derzeit 
103,27 Euro pro Kalendermonat). Für den Fall, 
dass Anspruchsberechtigte im Grundwehr-
dienst oder Ausbildungsdienst eine vorberei-
tende Milizausbildung erfolgreich abschließen, 
gebührt Ihnen zusätzlich eine einmalige Erfolgs-
prämie (derzeit 462,25 Euro).

Monatsprämie für  
„ZS-Kurz“ und PiAD
Länger dienende Soldaten („ZS-Kurz“ und Per-
sonen im Ausbildungsdienst) haben Anspruch 
auf eine Monatsprämie (derzeit 772,53 Euro 
bzw. 1.129,40 Euro ab dem 13. Monat des Aus-
bildungsdienstes).
Wehrpflichtige, welche vorzeitig aus dem Aus-
bildungsdienst vor Ablauf des zwölften Monats 
ausgeschieden sind, müssen einen Erstattungs-
betrag (Differenz zwischen der erhaltenen Mo-
natsprämie und der fiktiven Grundvergütung 
für jene Monate, die auf den Grundwehrdienst 
angerechnet wurden) zahlen.
Personen im Ausbildungsdienst gebührt ab dem 
13. Monat dieser Wehrdienstleistung je Kalen-
dermonat eine Ausbildungsprämie während 
der Truppenoffiziersausbildung in der Höhe von 
295,05 Euro und während der Unteroffiziersaus-
bildung an Akademien und Schulen des Bun-
desheeres sowie während sonstiger Kurse und 
Praktika im Rahmen dieser Ausbildung in der 
Höhe von 102,10 Euro.
Weiters gebührt Personen im Ausbildungs-
dienst ab dem 13. Monat dieser Wehrdienstleis-
tung je Journaldienst eine Journaldienstvergü-
tung für Journaldienste, die an einem Werktag 
beginnen und an einem Werktag enden, in der 
Höhe von 134,88 Euro und Journaldienste, die 
an einem Sonn- oder Feiertag beginnen oder an 
einem Sonn- oder Feiertag enden, in der Höhe 
von 269,76 Euro.
Während eines Einsatzes nach § 2 Abs. 1 lit. a bis 
c WG 2001 besteht zusätzlich ein Anspruch auf 
Einsatzvergütung (derzeit von 1.155,39 Euro bis 
1.925,58 Euro bzw. von 1.034,33 Euro bis 1.705,46 
Euro pro Kalendermonat). Bei der unmittelbaren 
Einsatzvorbereitung gebührt die Einsatzvergü-
tung jeweils in der halben Höhe. Für besondere 
dienstliche Leistungen oder aus sonstigen be-
sonderen Anlässen kann den erwähnten An-
spruchsberechtigten durch den Kommandanten 
des Truppenkörpers oder den Bundesminister 
für Landesverteidigung und Sport direkt eine 
Anerkennungsprämie zuerkannt werden.

Fahrtkostenvergütung
Bei Fahrten im Zusammenhang mit einer Wehr-
dienstleistung besteht unter bestimmten Vor-
aussetzungen ein Anspruch auf Fahrtkostenver-
gütung jeweils auf der Strecke zwischen dem 
Hauptwohnsitz und der relevanten militärischen 
Dienststelle (Ort der Wehrdienstleistung, Beklei-
dungsübergabe oder der Miliztätigkeit).

Schließlich kommen nach dem siebenten 
Hauptstück HGG 2001 noch für Zeitsoldaten mit 
mindestens einjährigem Verpflichtungszeitraum 
(„ZS-Lang“) zusätzlich
•	 die Belastungsvergütung,
•	 die Ausbildnervergütung und
•	 eine allfällige Treueprämie sowie
•	 ein Unterhaltsbeitrag in Betracht.
Da der letzte Wehrdienst als Zeitsoldat mit min-
destens einjährigem Verpflichtungszeitraum 
Anfang 2010 beendet wurde und die entspre-
chenden Bestimmungen in Zukunft aufgehoben 
werden sollen, wird in diesem Beitrag nicht 
näher auf die in Frage kommenden Bezüge ein-
gegangen.

Monatsgeld
Monatsgeld, Dienstgradzulage und Fahrtkos-
tenvergütung stehen dem Grunde nach allen 
Anspruchsberechtigten für jegliche Art des 
geleisteten Wehrdienstes zu (Grundwehrdienst, 
Ausbildungsdienst, Milizübungen etc.).
Für jeden Kalendermonat eines Wehrdienstes 
gebührt jedem Anspruchsberechtigten das Mo-
natsgeld (derzeit 198,11 Euro). In den Kalender-
monaten, während denen Anspruchsberech-
tigte den Einsatzpräsenzdienst leisten oder zu 
einem anderen Wehrdienst nach § 2 Abs. 1 lit. a 
bis c WG 2001 eingesetzt werden, besteht ein 
Anspruch auf ein erhöhtes Monatsgeld (derzeit 
455,93 Euro).

Dienstgradzulage
Die Dienstgradzulage stellt einen auf den mili-
tärischen Rang abzielenden Monatsbezug für 
Chargen, Unteroffiziere und Offiziere dar. Die 
Höhe der Dienstgradzulage wird durch Ver-
ordnung des Bundesministers für Landesver-
teidigung und Sport innerhalb der gesetzlich 
normierten Grenzen festgelegt.
Die derzeit geltenden Ansätze für die Dienst-
gradzulage aufgrund der aktuellen Verordnung 
des Bundesministers für Landesverteidigung 
und Sport über die Dienstgradzulage betragen:

Dienstgrad EUR
Gefreiter 53,39
Korporal 66,74
Zugsführer 79,85
Wachtmeister 109,59
Oberwachtmeister 122,71
Stabswachtmeister 136,05
Oberstabswachtmeister 149,17
Offiziersstellvertreter 162,51
Vizeleutnant 175,63
Fähnrich 195,77
Leutnant 208,88
Oberleutnant 221,76
Hauptmann 248,45
Major 278,19
Oberstleutnant 304,42
Oberst 331,12
Brigadier 360,86
Generalmajor 370,69
Generalleutnant 380,53
General 390,60

Steuerrechtliche Aspekte
zu Bezügen nach dem Heeresgebührengesetz 2001
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Diese Vergütung gebührt in jener Höhe, wie sie 
bei Benützung der Eisenbahn zustehen würde. 
Der Anspruch auf Fahrtkostenvergütung muss 
binnen vier Wochen nach Beendigung der be-
treffenden Fahrt bei der militärischen Dienst-
stelle geltend gemacht werden, da sonst der 
Anspruch verfällt.
Die Fahrtkostenvergütung ist eine anlassfallbe-
zogene Geldleistung und gebührt bei Antritt und 
Beendigung einer Wehrdienstleistung und bei 
Freiwilliger Milizarbeit, bei der Übernahme oder 
Rückgabe von Bekleidungs- und Ausrüstungs-
gegenständen sowie Personen, die sich einer 
militärbehördlichen Prüfung ihrer Eignung zum 
Wehrdienst (Stellungsuntersuchung oder Eig-
nungsprüfung) unterziehen.

Einsatzprämie
Anspruchsberechtigte, die während freiwilliger 
Waffenübungen oder Funktionsdiensten zu ei-
nem Einsatz nach § 2 Abs. 1 lit. a bis c WG 2001 
herangezogen werden, haben einen zusätzli-
chen Anspruch auf eine Einsatzprämie (derzeit 
von 1.270,84 Euro bis 2.118,07 Euro bzw. von 
1.137,83 Euro bis 1.875,94 Euro pro Kalendermo-
nat). Bei der unmittelbaren Einsatzvorbereitung 
gebührt die Einsatzprämie jeweils in der halben 
Höhe der während dieses Einsatzes gebühren-
den Prämie. Als Beginn der unmittelbaren Vor-
bereitung eines Einsatzes gilt die Alarmierung 
zur sofortigen Herstellung der Bereitschaft der 
Truppe zum Einsatz.

Auslandsübungszulage
Bei Teilnahme an einer Übung oder Ausbil-
dungsmaßnahme nach § 1 Z 1 lit. d oder Z 2 KSE-
BVG gebührt den Anspruchsberechtigten eine 
Auslandsübungszulage, die unter Anwendung 
des Auslandszulagengesetzes zu bemessen ist.

Familien- oder  
Partnerunterhalt
Anspruchsberechtigte, die Grundwehrdienst, 
Ausbildungsdienst oder Wehrdienst als Zeit-
soldat („ZS-Kurz“) leisten, können unter be-
stimmten Voraussetzungen für die Dauer des 
jeweiligen Wehrdienstes einen Anspruch auf 
Familien- oder Partnerunterhalt nach § 25 HGG 
2001 begründen.
Als Anspruchbeginn gilt der Antritt des Wehr-
dienstes, bei Antragstellung später als drei 
Monate nach diesem Zeitpunkt jedoch der der 
Antragstellung nachfolgende Monatserste. 
Diese Geldleistung dient der Abdeckung der 
Unterhaltsverpflichtungen des Soldaten für den 
Ehepartner, eingetragenen Partner, Kinder und 
andere Personen, sofern ihnen gegenüber eine 
Unterhaltspflicht besteht.

Wohnkostenbeihilfe
Die Wohnkostenbeihilfe hingegen hat die Funk-
tion der Abgeltung der den Anspruchsbe-rech-
tigten während des Wehrdienstes nachweislich 
entstehenden Kosten für die erforderliche Bei-
behaltung jener eigenen Wohnung, in welcher 
der Anspruchsberechtigte nach dem Meldege-
setz 1991 gemeldet ist. Als Wohnungskosten gel-
ten alle Arten eines Entgeltes für die Benützung 
der Wohnung samt den Anteil an den Betriebs-
kosten und den öffentlichen Abgaben, zusätzli-
che Leistungen für Gemeinschaftseinrichtun-

herangezogene Erwerbstätige beim Antritt der 
militärischen Dienstleistung im Regelfall dem-
selben Beruf nachgeht wie innerhalb eines ver-
hältnismäßig kurzen Zeitraumes vorher.
Nach der ständigen Rechtssprechung des Ver-
fassungsgerichtshofes ist es dem Gesetzgeber 
durch das Gleichheitsgebot nicht verwährt, 
sachlich begründbare Differenzierungen zu 
schaffen. Wenn der Gesetzgeber bei dieser 
Regelung der Entschädigung des Verdienstent-
ganges an die erwähnten Erfahrungstatsachen 
anknüpft und den Kreis der begünstigten An-
spruchsberechtigten auf eine höhere Entschä-
digung an Hand der beiden zuletzt erwähnten 
Kriterien abgrenzt, so hat er damit keine unsach-
liche Differenzierung getroffen. Die Sachlichkeit 
der gewählten Lösung wird dadurch bekräftigt, 
dass der Gesetzgeber auf die Verwaltungsöko-
nomie Bedacht genommen hat.
Denjenigen Anspruchsberechtigten, die in Fa-
milienbetrieben ohne Dienstverhältnis tätig sind 
und denen daher während des Präsenzdienstes 
formell auch kein Verdienst entgeht, gebührt 
dennoch eine über die Pauschalentschädigung 
hinausgehende Entschädigung auf der Grund-
lage eines Kollektivvertrages für vergleichbare 
Dienstnehmergruppen. Diese aus sozialen Er-
wägungen vorgesehene Besserstellung beruht 
auf den Umstand, dass diese Anspruchsbe-
rechtigten zwar in keinem Dienstverhältnis im 
eigentlichen Sinn stehen und daher auch kein 
formelles Einkommen beziehen, jedoch faktisch 
die Tätigkeiten einer vollwertigen Arbeitskraft 
im Familienbetrieb ausüben. Diese sachlich 
gerechtfertigte Sonderregelung hat sich in der 
langjährigen Praxis bewährt.

Fortzahlung der Bezüge
Anstelle einer Entschädigung erfolgt eine Fort-
zahlung der Bezüge (reduziert um die Pauschal-
entschädigung) bis zur allgemeinen Höchstgren-
ze von derzeit 8.430,12 Euro pro Kalendermonat 
für diejenigen Anspruchsberechtigten, die in 
einem Dienstverhältnis zum Bund stehen oder 
als Landeslehrer tätig sind. Zusätzlich können 
andere (öffentliche und private) Arbeitgeber 
die Bezüge der Anspruchsberechtigten auf frei-
williger Basis fortzahlen. Diesen fortzahlenden 
Arbeitgebern werden die Kosten auf Antrag bis 
zu allgemeinen Höchstgrenze vom Bund ersetzt.
Bei der Fortzahlung hat der Arbeitgeber einen 
Antrag auf Kostenersatz bis zum 30. Juni des der 
Entlassung nachfolgenden Kalenderjahres zu 
stellen. Für die öffentlichen Bediensteten, hin-
sichtlich derer die Regelung des Dienstrechtes 
in die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
fällt, ist das System der Fortzahlung der Dienst-
bezüge vorteilhaft. Diese Regelung hat gegen-
über dem Entschädigungssystem den Vorteil, 
dass sich für einen großen Teil der Anspruchs-
berechtigten überhaupt keine zusätzliche Ver-
waltungsarbeit ergibt, weil die Dienstbezüge 
während der Dauer der Waffenübung im bishe-
rigen Ausmaß und von den selben Dienststellen 
ausgezahlt werden, welche die Dienstbezüge 
vor Antritt der Waffenübung überwiesen haben.

Härteausgleich
Wie die langjährigen Erfahrungen bei der Voll-
ziehung gezeigt haben, treten in der Praxis bei 
der Bemessung finanzieller Ansprüche immer 
wieder besondere Härtefälle auf. Aus diesem 
Grund wurde im Interesse der Anspruchsbe-

gen, Rückzahlungen von Verbindlichkeiten für 
Wohnraumschaffung (Darlehen oder Kredite) 
sowie ein Grundgebührenpauschbetrag in der 
Höhe von derzeit 16,39 Euro pro Kalendermonat.
Sowohl der Familien- oder Partnerunterhalt als 
auch die Wohnkostenbeihilfe gebühren in Pro-
zentsätzen von einer Bemessungsgrundlage, 
die vom Einkommen des Anspruchsberechtigten 
abhängig ist. Die Mindestbemessungsgrundla-
ge beträgt derzeit 1.124,02 Euro, die Höchstbe-
messungsgrundlage 5.104,91 Euro.

Verdienstentgang
Bei Leistung einer Milizübung, freiwilligen Waf-
fenübung oder eines Funktionsdienstes, einer 
außerordentlichen Übung oder eines Einsatz-
präsenzdienstes besteht ein Anspruch auf Ent-
schädigung des Verdienstentganges bzw. auf 
Fortzahlung der Bezüge.
Dieser Anspruch umfasst im ersten Fall eine 
Pauschalentschädigung für alle Anspruchsbe-
rechtigten (derzeit 1.124,02 Euro pro Kalen-
dermonat) und – nur über Antrag, wenn die 
Pauschalentschädigung den Verdienstentgang 
nicht deckt – die Entschädigung des Verdienst-
entganges bis zu einer Höchstgrenze von 360 
Prozent des Bezugsansatzes pro Kalendermo-
nat (derzeit 8.430,12 Euro).
Ein Entschädigungsanspruch besteht dann 
nicht, wenn die für den jeweiligen Wehrdienst 
gebührende Entschädigung eine bestimmte Ba-
gatellgrenze nicht übersteigt. Diese Form der 
Entschädigungsregelung ist eine spezifische 
Regelung, nach der die Entschädigung aus ver-
waltungsökonomischen Gründen primär in Pau-
schalsätzen gewährt wird.
Die erwähnten Pauschalsätze orientieren sich 
an der jeweiligen Höhe der Durchschnitts-
einkommen, wobei auf den Umstand Bedacht 
genommen ist, dass erfahrungsgemäß vor Er-
reichen des 26. Lebensjahres in der Regel nied-
rigere Einkommen als in den folgenden Lebens-
jahren erzielt werden. 
Sofern jedoch der Verdienstausfall in Folge der 
Leistung einer Milizübung die Höhe der im Wege 
eines Pauschalsatzes gewährten Entschädi-
gung übersteigt, soll den Anspruchsberech-
tigten die Möglichkeit geboten werden, beim 
Heerespersonalamt einen Antrag auf Zuerken-
nung der Entschädigung in der Höhe dieses 
Verdienstentganges zu stellen. Diese Entschä-
digung soll allerdings nur bis zu dem im HGG 
2001 vorgesehenen geltenden Höchstausmaß 
(derzeit 8.430,12 Euro) gewährt werden. 
Der Anspruchsberechtigte hat einen Antrag 
auf Entschädigung bis spätestens sechs Mo-
nate nach Entlassung aus dem Präsenzdienst 
zu stellen. Das oben erwähnte System für die 
Ermittlung und Festsetzung des Verdienstent-
ganges war bereits im Jahre 1973 Gegenstand 
eines Verfassungsgerichtshofverfahrens. Da-
bei stellte der Verfassungsgerichtshof fest, 
dass dieses System eine am Grundsatz der 
Verwaltungsökonomie orientierte Regelung 
darstellt, die auf bestimmten Erfahrungstatsa-
chen aufbaut. Hierbei sei der Gesetzgeber von 
der Erfahrungstatsache ausgegangen, dass 
bei Heranziehung zu Übungen regelmäßig ein 
gewisser Mindestverdienstentgang entsteht, 
dass sich der Verdienstentgang im Regelfall aus 
dem durchschnittlichen tatsächlichen Verdienst 
innerhalb eines bestimmten vorangegangenen 
Zeitraumes ergibt, sowie dass der zur Übung 
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rechtigten ein Ausgleich für besondere Härten 
(„Härteausgleich“) in allen nicht ausdrücklich 
vom Gesetz erfassten Fällen ermöglicht. Ein 
Rechtsanspruch der Betroffenen auf die Ge-
währung eines Härteausgleiches besteht nicht.

Auszahlung der Bezüge
Geldleistungen nach dem HGG 2001 sind auf 
ein Konto im Inland zu überweisen, sofern nicht 
zwingende militärische Erfordernisse entge-
genstehen. Seit 1. Jänner 2007 ist aus verwal-
tungsökonomischen Überlegungen nunmehr 
der absolute Vorrang der unbaren Auszahlung 
sämtlicher in Frage kommender Geldleistungen 
ausdrücklich gesetzlich klargestellt. Damit ist 
insbesondere auch die unbare Besoldung von 
Grundwehrdienst leistenden Soldaten sicher-
gestellt. Eine bare Auszahlung soll in Hinkunft 
nur in vereinzelt auftretenden Sonderfällen er-
folgen, zum Beispiel während Einsätzen oder 
einsatzähnlichen Übungen insofern die beson-
deren Umstände es erfordern.

Steuerrechtliche Beurteilung 
der Bezüge nach HGG 2001
Unbeschränkt steuerpflichtig ist jeder, der in Ös-
terreich einen Wohnsitz oder seinen ge-wöhn-
lichen Aufenthalt hat. Auf jeden Fall tritt aber 
nach sechs Monaten ständigen Aufenthalts in 
Österreich, und zwar rückwirkend, die unbe-
schränkte Steuerpflicht ein. Der Begriff der un-
beschränkten Steuerpflicht bedeutet, dass alle 
in- und ausländischen Einkünfte in Österreich 
steuerlich erfasst werden.
Gegenstand der Einkommensteuer ist das Ein-
kommen. Es setzt sich aus den einzelnen Ein-
künften zusammen. Im Einkommensteuergesetz 
1988 sind alle jene Einkunftsarten aufgezählt, die 
der Einkommensteuer unterliegen. Es sind aber 
nur diejenigen Einkünfte steuerpflichtig, die im 
Gesetz selbst aufgezählt werden. So sind zum 
Beispiel Spielgewinne oder das Pflegegeld nicht 
steuerpflichtig. 

Einkunftsarten
Das Einkommensteuergesetz kennt folgende 
sieben Einkunftsarten:
1.	 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (zum 

Beispiel Bauern oder Gärtner),
2.	 Einkünfte aus selbständiger Arbeit (zum Bei-

spiel Ärzte, Steuerberater etc.),
3.	 Einkünfte aus Gewerbebetrieb (zum Beispiel 

Handels- und Industriebetriebe, wobei juristi-
sche Personen keine Einkommensteuer son-
dern Körperschaftssteuer bezahlen),

4.	 Einkünfte aus nicht selbständiger Arbeit (zum 
Beispiel Bezüge aus einem bestehenden Ar-
beitsverhältnis etc.),

5.	 Einkünfte aus Kapitalvermögen (zum Beispiel 
Zinserträge aus Sparguthaben oder Wertpa-
pieren sowie Dividenden aus Aktien),

6.	 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung,
7.	 sonstige Einkünfte (zum Beispiel wiederkeh-

rende Bezüge wie bestimmte Leibrenten).

Grundsätzlich gilt, dass Arbeitnehmer und Pen-
sionisten Lohnsteuer bezahlen, während Selb-
ständige Einkommensteuer entrichten müssen. 
Die Lohnsteuer unterscheidet sich von der Ein-
kommensteuer hierbei nur in ihrer Erhebungs-
form. Der Steuertarif ist grundsätzlich gleich.

Lohn- und Einkommensteuer
Die Lohnsteuer hat jeder Arbeitgeber einzube-
halten und bis 15. des Folgemonats an das Fi-
nanzamt abzuführen.
Die Einkommensteuer wird im Veranlagungsweg 
erhoben. Dazu muss man eine Einkommensteu-
ererklärung beim Finanzamt abgeben. Auf Grund 
dieser Erklärung wird die Einkommensteuer er-
mittelt und mit Einkommensteuerbescheid vor-
geschrieben. Eine Veranlagung bezieht auch 
die nichtselbständigen Einkünfte ein, dabei wird 
die vom Arbeitgeber bereits einbehaltene Lohn-
steuer auf die Einkommensteuer angerechnet.
Auch wenn nur nichtselbständige Einkünfte be-
zogen werden, kommt es im Regelfall zu einer 
Einkommensteuerveranlagung, und zwar zur 
Berücksichtigung von Freibeträgen oder bei 
mehreren Arbeitgebern. 
Falls einem Steuerpflichtigen im Kalenderjahr 
Krankengeld aus der gesetzlichen Sozialversi-
cherung oder Bezüge nach dem Heeresgebüh-
rengesetz 2001 (zum Beispiel für Milizübungen) 
ausbezahlt oder Sozialversicherungspflicht-
beiträge rückerstattet worden sind, führt das 
Finanzamt eine Pflichtveranlagung durch (au-
tomatische Pflichtveranlagung in Folge von 
Präsenz- oder Ausbildungsdienst). Die Einkom-
mensteuer wird jeweils vom gesamten Einkom-
men eines Kalenderjahres berechnet. Einkom-
men (Löhne, Gehälter und Pensionen) werden 
grundsätzlich zu jenem Kalenderjahr gerech-
net, in dem sie der Arbeitnehmer erhalten hat. 
Für die steuerrechtliche Beurteilung ist dabei 
zu berücksichtigen, dass Krankengeldbezug, 
Präsenz- und Zivildienst oder die Teilnahme an 
Waffenübungen nicht als Unterbrechung eines 
Dienstverhältnisses gelten.

Steuerfreie Bezüge und Leistungen
Auf Grund des Einkommensteuergesetzes 1988 
sind manche Bezüge und Leistungen steuer-
frei. Die wichtigsten steuerfreien Leistungen 
sind die Familienbeihilfe, das Wochengeld und 
vergleichbare Bezüge aus der gesetzlichen 
Sozialversicherung etc. Nach § 3 Abs. 1 Z 22 
lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988 sind 
Bezüge der Soldaten nach dem 2., 3., 5. und 7. 
Hauptstück des Heeresgebührengesetzes 2001, 
BGBl. I Nr. 31, ausgenommen Leistungen eines 
Härteausgleiches, der sich auf das 6. Haupt-
stück bezieht, von der Einkommensteuer befreit.
Die Bezüge nach dem HGG 2001 gehören zu je-
nen bestimmten Einkommensersätzen, die zwar 
steuerfrei sind, aber bei einer allfälligen Ver-
anlagung die Steuer des übrigen Einkommens 
beeinflussen. Dies nennt man den besonderen 
Progressionsvorbehalt. Darunter fallen neben 
den bereits erwähnten Bezügen nach HGG 2001 
auch die Bezüge nach dem Zivildienstgesetz, 
das Arbeitslosengeld oder die Notstandshilfe 
sowie die Überbrückungshilfe für Bundesbe-
dienstete.
Bezieht jemand in einem Kalenderjahr sowohl 
die genannten steuerfreien Einkommensersätze 
als auch andere steuerpflichtige Einkünfte (zum 
Beispiel Gehalt, Pension) so sind diese Einkünfte 
zur Errechnung einer Steuerprogression in der 
Weise fiktiv hochzurechnen, als ob sie auch 
während des Bezuges der Einkommensersätze 
(weiter)bezogen worden wären. Von diesem fik-
tiven Gesamteinkommen wird dann der Durch-
schnittssteuersatz ermittelt. Mit diesem Durch-
schnittssteuersatz wird dann das tatsächlich 

steuerpflichtige Einkommen – also das Gehalt, 
die Pension oder andere steuerpflichtige laufen-
de Einkünfte – versteuert. Die Steuer darf nicht 
höher sein als jene, die sich ergeben würde, 
wenn das Einkommen und die Einkommenser-
sätze gemeinsam versteuert würden.
Auf Grund des § 3 Abs. 1 Z 22 des Einkommen-
steuergesetzes 1988 sind das Monatsgeld, die 
Dienstgradzulage, die Grundvergütung und die 
Erfolgsprämie, die Milizprämie für länger die-
nende Soldaten die Monatsprämie, die Einsatz-
vergütung und die Anerkennungsprämie, die 
Fahrtkostenvergütung, die Einsatzprämie, die 
Auslandsübungszulage, die Ausbildungsprämie 
bzw. Journaldienstvergütung, der Familien- oder 
Partnerunterhalt, die Wohnkostenbeihilfe von 
der Einkommensteuerpflicht befreit. 

Einkommensteuerpflicht
Die Leistungen nach dem 6. Hauptstück HGG 
2001 – also Entschädigungen bzw. Fortzah-
lungen der Bezüge für Milizübungen, freiwil-
lige Waffenübungen und Funktionsdienste, 
außerordentliche Übungen und den Einsatz-
präsenzdienst – unterliegen demgegenüber 
der Einkommensteuerpflicht. Nach § 69 Abs. 
3 des Einkommensteuergesetzes 1988 sind 
bei der Auszahlung dieser Bezüge soweit sie 
die Bagatellgrenze von derzeit 20 Euro täglich 
überschreiten, 22 % Steuer einzubehalten. Die 
Leistung eines Härteausgleiches unterliegt nur 
in dem Fall der Einkommenssteuerpflicht, soweit 
sie sich auf das 6. Hauptstück bezieht. Die 1989 
eingeführte Steuerpflicht aller Bezüge nach 
dem 6. Hauptstück wurde vom Gesetzgeber 
damit begründet, dass durch die Neuregelung 
die damals komplizierte und in Teilbereichen 
schwer vollziehbare Besteuerung von Entschä-
digungen wesentlich vereinfacht und erleichtert 
werde. Laut Auskünften des Bundesministeri-
ums für Finanzen hat sich diese Regelung in der 
mittlerweile über ein Jahrzehnt langen Verwal-
tungspraxis bewährt und soll von der Systematik 
her unverändert bestehen bleiben.
Nach den Steuerrichtlinien des Bundesministe-
riums für Finanzen sind Bezüge gemäß dem 6. 
Hauptstück des Heeresgebührengesetzes 2001 
als Einkünfte aus nicht selbständiger Arbeit 
steuerpflichtig, unabhängig davon ob eine Pau-
schalentschädigung oder eine Entschädigung 
in Höhe des tatsächlichen Verdienstentganges 
erfolgt. Weiters legen die erwähnten Richtlinien 
fest, dass unabhängig davon, ob eine Pauschal-
entschädigung oder der tatsächliche Verdienst-
entgang beansprucht wird, der Freibetrag von 
20 Euro für denselben Tag nur einmal zusteht.
Bei Fortzahlung der Dienstbezüge für Bediens-
tete in bestimmten Zweigen des öffentlichen 
Dienstes sowie bei Fortzahlung der Dienstbezü-
ge im Zuständigkeitsbereich der Länder ist für 
zusätzliche Entschädigungen der Freibetrag von 
20 Euro nicht abzuziehen.

Mag. Christoph Ulrich, DiszBW
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I.	 Einleitung und 
verfassungsrechtliche 
Grundlagen

Mit 1. Jänner 2014 tritt die Verwaltungsgerichts-
barkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51, in Kraft. 
Ohne Übertreibung darf man sagen, dass die 
darin enthaltene Änderung des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes die österreichische Rechtsland-
schaft revolutioniert.

Der bisherige administrative Instanzenzug, mit 
Ausnahme des eigenen Wirkungsbereichs der 
Gemeinde, wird beseitigt und generell die Mög-
lichkeit der Beschwerde an das neu geschaffene 
Bundesverwaltungsgericht, das Bundesfinanz-
gericht oder an eines der neun Landesverwal-
tungsgerichte eröffnet. Diese neuen Gerichte 
treten dabei auch an die Stelle der Unabhängi-
gen Verwaltungssenate und der verschiedent-
lich eingerichteten Sonderbehörden mit Beru-
fungszuständigkeiten.

Gegen Bescheide einer Verwaltungsbehörde 
ist künftig statt der bisherigen Berufung die 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht vorge-
sehen. Davor hat die Verwaltungsbehörde die 
Möglichkeit, eine Beschwerdevorentscheidung 
zu treffen.

Ist der Betroffene mit dieser nicht einverstan-
den, kann er einen Vorlageantrag an das Ver-
waltungsgericht stellen. Der weitere Rechtszug 
an den Verwaltungsgerichtshof (Revision) wird 
nur noch in Ausnahmefällen möglich sein, näm-
lich dann, wenn vom Höchstgericht eine grund-
sätzliche Rechtsfrage zu klären ist.

Aufgrund dieser Umwälzungen im österrei-
chischen Rechtsschutzsystem musste nun-
mehr bezüglich aller Bereiche des öffentlichen 
Rechts – sowohl im Bundes- als auch im Lan-
desrecht – eine Angleichung in den Materien-
gesetzen, somit auf einfachgesetzlicher Ebene, 
erfolgen (Wasserrecht, Forstrecht, Naturschutz-
recht etc.).

Im Wehrrecht wurde diese Anpassung durch 
das Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungs-
gesetz – Bundesministerium für Landesvertei-
digung und Sport (VwGAnpG BMLVS), BGB.  I 
Nr. 181/2013, durchgeführt. Diese Novelle des 
gesamten Wehrrechts wird im Folgenden über-
blicksweise vorgestellt. Eine lückenlose Be-
schreibung aller Neuerungen würde den Rah-
men dieses Beitrags sprengen, daher können 
nur ausgewählte Bereiche schlaglichtartig dar-
gestellt werden. Hierbei liegt der Focus auf die 
Auswirkungen im Kommandantenverfahren des 
Heeresdisziplinargesetzes 2002.

III.	Änderungen im  
Wehrgesetz 2001 
(WG 2001), BGBl. I Nr. 146

III. 1 Erleichterung des Zugangs von Frau-
en in die Miliz (Novellierung des § 1 
Abs. 2 letzter Satz WG 2001)

Anmerkung: Dieses Subkapitel sowie die folgen-
den Punkte III.2 bis III.4 sind nicht direkt Folge 
der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassung, 
sondern ein aktuelles Eingehen auf militärfachli-
che Erfordernisse.

Hintergrund für die einschlägige Novellie-
rung war der Umstand, dass nach der alten 
Rechtslage nur solche Frauen eine Funktion 
in der Einsatzorganisation des Bundesheeres 
bekleiden konnten, die den Ausbildungsdienst 
als spezifische, eingeständige Wehrdienstart 
geleistet haben.

Diese Regelung schloss – trotz der grundsätzli-
chen Bewährung in der Praxis – jene Frauen von 
der Einsatzorganisation aus, die ausschließlich 
einen anderen Wehrdienst geleitstet haben, wie 
insbesondere freiwillige Waffenübungen. Daher 
wurde die Normtextpassage „Frauen, die Aus-
bildungsdienst geleistet haben“ durch eine Zif-
fer 3 mit der Wortfolge „Frauen, die Wehrdienst 
geleistet haben“ ersetzt.

Abschließend muss für die nicht mit den Tiefen 
des Wehrrechts Vertrauten ausgeführt werden, 
dass der Begriff „Miliz“ nicht mit dem Legalbe-
griff „Milizstand“ verwechselt werden darf, da 
letzterer mit der Wehrpflicht in unmittelbarem 
Zusammenhang steht und sohin nur für Wehr-
pflichtige gilt.

III.	2. Entfall der Differenzierung in allge-
meine und besondere Aufforderung 
zur Stellung (Novellierung der §§ 14 
Abs. 1 sowie 18 Abs. 1 WG 2001)

Die beiden Begriffe wurden nunmehr durch 
den einheitlichen Begriff „Aufforderung zur 
Stellung“ ersetzt. Dazu steht dem Militärkom-
mando das Rechtsinstrument der Ladung so-
wie bei deren Nichtbefolgung das Rechtsinst-
rument des Ladungsbescheides aufgrund des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991 zur Verfügung. Darüber hinaus kann das 
Militärkommando auf die Stellungspflicht 
durch die deklarative Stellungskundmachung 
hinweisen beziehungsweise die Betroffenen 
vorbereiten.

II.	Änderungen im gesamten 
Wehrrecht

Die in Punkt I dargelegten Änderungen in der 
österreichischen Rechtslandschaft führen im 
Wehrrecht generell zu folgenden Adaptionen:

II. 1. Sprachliche Anpassungen
Mit den in Rede stehenden Änderungen werden 
die notwendigen sprachlichen und legistischen 
Anpassungen in Hinblick auf die Verwaltungs-
gerichtsbarkeits-Novelle 2012 umgesetzt.

Dies betrifft insbesondere den Begriff „Behör-
de“, welcher derzeit ausschließlich die jeweils 
zuständigen Verwaltungsbehörden (Militärkom-
mando, Disziplinarkommission etc.) umfasst.

Da ab 1. Jänner 2014 auch das Bundesverwal-
tungsgericht rechtssystematisch eine Behörde 
ist, weil es ebenfalls einseitige Zwangsgewalt 
ausüben kann, wurde für die wehrrechtlichen 
Behörden der bisherige Begriff „Behörde“ ein-
heitlich durch „Verwaltungs- bzw. Disziplinar-
behörde“ ersetzt.

Nur in jenen Fällen, in denen ausdrücklich so-
wohl das Bundesverwaltungsgericht als auch 
die jeweilige Verwaltungsbehörde angespro-
chen werden sollen, wurde der Begriff „Behör-
de“ als Überbegriff beibehalten.

II. 	2. Eintrittsrecht in Verfahren vor dem 
Bundesverwaltungsgericht und Erhe-
bung einer Revision

Durch § 55 Abs. 3 WG 2001 und in vergleichbaren 
anderen wehrrechtlichen Bestimmungen wird 
nunmehr normiert, dass der Bundesminister für 
Landesverteidigung und Sport in Verfahren vor 
dem Bundesverwaltungsgericht gegen wehr-
rechtliche Bescheide jeder Zeit an Stelle der 
belangten Behörde eintreten kann. Dies wird 
vor allem dort sinnvoll sein, wo der belangten 
Behörde kein ausreichendes juristisches Know-
how zur Verfügung steht.

Zu Folge § 55 Abs. 4 WG 2001 und vergleichbarer 
anderer wehrrechtlicher Bestimmungen steht 
dem Bundesminister für Landesverteidigung 
und Sport das Recht zu, gegen Erkenntnisse und 
Beschlüsse des Bundesverwaltungsgerichtes 
über Beschwerden gegen wehrrechtliche Be-
scheide Revision zu erheben, unabhängig da-
von, welche Militärbehörde belangte Behörde 
im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge-
richt war.

Einführung der  
Verwaltungsgerichtsbarkeit
Die Änderungen im Wehrrecht durch das Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz 
Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport (VwGAnpG BMLVS) – ein kurzer Überblick.

F o r t s e t z u n g  S e i t e  1 8



18

recht

III.	3. Klarstellung des Zeitpunkts der Ver-
ständigung hinsichtlich der Heranzie-
hung zu Milizübungen aufgrund frei-
williger Meldung (§ 21 Abs. 2 WG 2001)

Nach der Rechtslage bis 1. Jänner 2014 sind 
Wehrpflichtige, die während der Leistung des 
Grundwehrdienstes eine freiwillige Meldung 
zu Milizübungen abgegeben haben, vom Mili-
tärkommando innerhalb eines Jahres nach ihrer 
Entlassung aus dem Grundwehrdienst darüber 
zu verständigen, ob sie auf Grund ihrer freiwil-
ligen Meldung auch zu Milizübungen herange-
zogen werden.
Der Wortlaut dieser Bestimmung hat immer 
wieder zu Unklarheiten geführt, ob die genann-
te Verständigung seitens des Militärkomman-
dos auch während des Grundwehrdienstes 
erfolgen kann.
Mit dieser Änderung soll nun klargestellt wer-
den, dass diese Verständigung ab Abgabe der 
freiwilligen Meldung, das heißt auch während 
des Grundwehrdienstes, bis spätestens inner-
halb eines Jahres nach Entlassung aus diesem 
Wehrdienst zu erfolgen hat. Im Sinne der Dis-
positionsfähigkeit des Einzelnen, einer Ausprä-
gung des verfassungsrechtlichen Gleichheits-
satzes, bringt diese Klarstellung eine eindeutige 
Verbesserung.

III.	4. Erweiterung des Personenkreises, 
der bei Aufnahme in ein Dienstver
hältnis als Berufssoldat ex lege als 
aus dem davor geleisteten Wehrdienst 
entlassen gilt (§ 28 Abs. 6 WG 2001)

Die bis 1. Jänner 2014 geltende Bestimmung 
sieht vor, dass nur Zeitsoldaten und Personen im 
Ausbildungsdienst bei Aufnahme in ein Dienst-
verhältnis ex lege als aus dem entsprechenden 
Wehrdienst entlassen gelten.
Da nunmehr vermehrt Personen auch aus an-
deren Wehrdiensten, z.B. aus freiwilligen Waf-
fenübungen, in ein privatrechtliches Dienst-
verhältnis für eine militärische Verwendung 
übernommen werden (Militär-VB) wird die 
gegenständliche Regel auf alle Präsenzdien-
starten (weiterhin plus Ausbildungsdienst) aus-
geweitet. Somit entfällt verwaltungsökonomisch 
die bescheidmäßige Entlassung.

III. 5. Ausschluss der aufschiebenden 
Wirkung von Beschwerden an das 
Bundesverwaltungsgericht in mi-
litärisch sensiblen Bereichen

Nach der bis 1. Jänner 2014 geltenden Rechts-
lage sind gegen Einberufungs- und Entlas-
sungsbefehle sowie Stellungsbeschlüsse keine 
ordentlichen Rechtsmittel zulässig, daher nur im 
Wege einer Beschwerde an den Verfassungs- 
und/oder Verwaltungsgerichtshof anfechtbar.
Mit Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
ab 1. Jänner 2014 wird eine direkte Anfechtung 
dieser Bescheide bei den Höchstgerichten aus-
geschlossen und durch die Beschwerde an das 
Bundesverwaltungsgericht als einziges Rechts-
mittel ersetzt.
Aufgrund des verfassungsrechtlichen Grund-
rechtsschutzes, insbesondere hinsichtlich des 
Rechts auf ein faires Verfahren nach Art. 6 MRK, 
kann ein Ausschluss eines Rechtsmittels nicht 
weiter bestehen. Um den militärischen Erfor-
dernissen Rechnung zu tragen, wird daher nun-
mehr durch § 55 Abs. 6 WG 2001 normiert, dass 

von Naturschätzen, die gerade durch den militä-
rischen Schutz unserer Flächen entstehen. 
In der Rechtslage bis 1. Jänner 2014 haben Be-
willigungen zweifellos Bescheidcharakter. Die-
se Bescheidkonstruktion wird nunmehr durch 
ein zweistufiges Modell ersetzt. Zunächst kann 
einer natürlichen oder juristischen Person (kör-
perliche vertreten durch deren Organwalter, z.B. 
einen Kameramann) das Sperrgebiet durch Zu-
stimmung der zuständigen militärischen Dienst-
stelle nach Maßgabe militärischer Rücksichten 
aus wichtigen, insbesondere persönlichen oder 
wirtschaftlichen, Gründen das Betreten, Befah-
ren, Zeichnen oder Filmen gestattet werden.
Diese Gestattung ist kein Bescheid, sondern ein 
Instrument der Koordination, das einerseits die 
Ungestörtheit des militärischen Betriebs und 
andererseits die Sicherheit des Betretenden 
(Befahrenden) gewährleisten soll. Es handelt 
sich um eine Ablaufregelung. Nur auf Antrag 
einer natürlichen oder juristischen Person oder 
amtswegig aus militärischem Interesse soll in 
der zweiten Stufe ein feststellender Bescheid 
über das Vorliegen oder Nicht-Vorliegen einer 
Zustimmung erlassen werden. Zur Erlassung 
dieser Bescheide ist jedenfalls das jeweilige 
Militärkommando zuständig.

V. 	Änderung im Heeres
disziplinargesetz 2002  
(HDG 2002), BGBl. I Nr. 167

Da eine lückenlose Aufführung aller Neuerun-
gen des Heeresdisziplinargesetz 2002 den Rah-
men dieses Beitrags sprengen würde, werden 
im Folgenden die ab 1. Jänner 2014 geltenden 
und zugleich bedeutendsten Neuregelungen 
im Bereich des Kommandantenverfahrens vor-
gestellt.

V. 1. Behörden
Wie bereits unter Punkt I. ausgeführt, gibt es 
durch die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 
2012 keinen administrativen Instanzenzug mehr.
Zur Entscheidung über Pflichtverletzungen von 
Soldaten sind als Disziplinarkommandanten 
zuständig der Einheitskommandant für die Er-
lassung von Disziplinarverfügungen und der 
Disziplinarvorgesetzte für die Erlassung von 
Disziplinarerkenntnissen. Zur Entscheidung über 
Pflichtverletzungen von Wehrpflichtigen des Mi-
liz- und Reservestandes ist jedenfalls der Diszip-
linarvorgesetzte zuständig.

V. 2. Einleitung des Disziplinarverfahrens 
und Disziplinarverfügung

Die Einleitung des Disziplinarverfahrens erfolgt 
jedenfalls durch den Einheitskommandanten. 
Der für den Beschuldigten zuständige Einheits-
kommandant darf in einem bei ihm anhängigen 
Disziplinarverfahren ohne Ermittlungsverfahren 
eine Disziplinarverfügung erlassen (abgekürztes 
Verfahren), sofern ein Beschuldigter vor einem 
Vorgesetzten, der zumindest Einheitskomman-
dant ist, eine Pflichtverletzung gestanden hat 
oder eine Pflichtverletzung auf Grund eines 
eindeutigen Sachverhalts (z. B. aufgrund eige-
ner dienstlicher Wahrnehmung) als erwiesen 
anzunehmen ist oder ein Beschuldigter wegen 
des der Pflichtverletzung zugrunde liegenden 
Tatbestandes rechtskräftig im Rahmen eines 
strafgerichtlichen Verfahrens verurteilt oder 

Beschwerden gegen Beschlüsse der Stellungs-
kommissionen, Einberufungs- und Entlassungs-
befehlen sowie gegen Bescheide über eine vor-
zeitige Entlassung keine aufschiebende Wirkung 
zukommt. Dies gilt auch für Vorlageanträge in Be-
schwerdevorverfahren gegen solche Bescheide.

	 Änderungen im Heeres-
gebührengesetz 2001  
(HGG 2001), BGBl. I Nr. 31

Im Mittelpunkt der Novelle des Heeresge-
bührengesetzes 2001 standen Klarstellungen 
hinsichtlich militärischer Betreuungseinrich-
tungen. Auf Grund langjähriger und zum Teil 
historisch begründeter Vollzugspraxis haben 
sich für die jeweiligen Betreuungseinrichtungen 
unterschiedliche Bezeichnungen ergeben (z. B. 
Soldatenheim, Cafeteria, Kasino etc.).
Aus diesem Grund sind in der Vergangenheit oft 
Missverständnisse aufgetreten, ob die Bestim-
mung über Soldatenheime z. B. auch für Unter-
offizierskasinos heranzuziehen ist.
Mit dem Oberbegriff „Betreuungseinrichtungen“ 
soll nunmehr eindeutig klargestellt werden, dass 
§ 16 HGG 2001 auf alle derartigen Einrichtungen – 
ohne Unterschied auf deren Bezeichnung – anzu
wenden ist. Inhaltlich ändert sich damit nichts.

IV. Änderungen im  
Sperrgebietsgesetz 2002  
(SperrGG 2002), BGBl. I Nr. 38

Neben der Anpassung an die neuen Verwal-
tungsgerichte erscheinen folgende Neuerungen 
erwähnenswert:

IV.	1. Einführung einer neuen  
Sperrgebietskategorie 
(§ 1 Abs. lit. c SperrGG 2002)

Nach der Rechtslage bis 1. Jänner 2014 kann 
ein Gebiet, das dem Bundesheer zur Verfügung 
steht, im Wesentlichen nur dann zum Sperr-
gebiet erklärt werden, wenn es entweder für 
militärische Übungen oder zur Errichtung oder 
Erhaltung militärische Anlagen genutzt wird.
Die Einführung der Sperrgebietskategorie „mi-
litärischer Bereich, sofern der Aufenthalt in 
diesem Gebiet mit Gefahr für das Leben oder 
die Gesundheit von Personen verbunden ist“ 
trägt dem Umstand Rechnung, dass es im mi-
litärischen Bereichen auch andere gefahren-
geneigte Zonen gibt. Der Begriff „militärischer 
Bereich“ deckt sich mit dem Rechtsbegriff des 
Militärbefugnisgesetzes.

IV.	2. Änderung des sperrgebietsrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens 

	 (§§ 3 Abs. 4 bis 6 sowie § 4 Abs. 3 und 4 
SperrGG 2002)

Das bisherige Genehmigungsverfahren des 
Sperrgebietsgesetzes entspricht nicht mehr 
der gesellschaftlichen Realität des 21. Jahrhun-
derts. Der soziale Druck auf die freie Landschaft 
steigt kontinuierlich. Komplexe Regelungen auf 
dem Gebiet des Wasser-, Forst-, Naturschutz-, 
Fischerei- und Jagdrechts machen eine Bewirt-
schaftung dieser Gebiete notwendig.
Bestimmte Betretungen der militärischen Sperr-
gebiete liegen jedenfalls im wehrpolitischen 
Interesse, wie beispielsweise Filmaufnahmen 
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verwaltungsstrafbehördlichen Verfahrens be-
straft wurde und keine strengere Disziplinar-
strafe erforderlich ist als ein Ausgangsverbot 
bei Soldaten, die den Grundwehrdienst leisten, 
oder eine Geldbuße bei allen anderen Soldaten.
Ein Einspruch gegen eine Disziplinarverfügung 
ist von der Partei bei der Disziplinarbehörde 
einzubringen, welche die Disziplinarverfügung 
erlassen hat. Ein Einspruch ist schriftlich oder 
mündlich einzubringen. Die Einbringungsfrist 
beginnt für jede Partei im Falle der ausschließ-
lich mündlichen Erlassung des Bescheides mit 
dessen Verkündung und der schriftlichen Aus-
fertigung eines mündlichen Bescheides oder 
der schriftlichen Erlassung eines Bescheides 
mit der an die Partei erfolgten Zustellung.
Die Einspruchsfrist beträgt eine Woche. Ge-
hört der Beschuldigte in jenem Zeitpunkt, in 
dem die Disziplinarverfügung gefällt wird, dem 
Miliz- oder Reservestand an, so beträgt die Ein-
spruchsfrist zwei Wochen.
Der rechtzeitige Einspruch setzt die Diszipli-
narverfügung außer Kraft, er bewirkt jedoch 
nicht die Einstellung des Verfahrens. Das Dis-
ziplinarverfahren ist vom Disziplinarvorgesetz-
ten als ordentliches Verfahren fortzuführen 
und abzuschließen.

V. 3. Ordentliches Verfahren
Liegen die Voraussetzungen für das abgekürz-
te Verfahren nicht vor, so hat der Einheitskom-
mandant dem Disziplinarvorgesetzten Meldung 
zu erstatten. In diesem Falle hat der Diszipli-
narvorgesetzte das Disziplinarverfahren als 
ordentliches Verfahren durchzuführen oder die 
Disziplinaranzeige an die Disziplinarkommission 
für Soldaten zu erstatten, wenn bei einem Sol-
daten, der dem Bundesheer auf Grund eines 
Dienstverhältnisses angehört, eine Geldstrafe 
oder die Entlassung oder die Unfähigkeit zur 
Beförderung oder die Degradierung erforderlich 
erscheint.
Das Kommandantenverfahren kann entweder 
schriftlich oder mündlich durchgeführt werden. 
Nach § 61 Abs. 1 HDG 2002 muss der Disziplinar-
vorgesetzte jedoch eine mündliche Verhandlung 
durchführen, wenn dies zur Aufklärung des 
Sachverhaltes notwendig oder zweckmäßig 
erscheint. 
Unabhängig von der Art der Durchführung sind 
im Kommandantenverfahren eine Fülle von Ver-
fahrensgrundsätzen, Verfahrensvorschriften und 
Parteienrechten (z. B. Parteiengehör, Aktenein-
sicht) zu beachten, um zu einer rechtmäßigen 
Entscheidung zu gelangen.
Das ordentliche Verfahren wird entweder mit 
einem Disziplinarerkenntnis oder durch Einstel-
lung des Verfahrens beendet.
Jedes Disziplinarerkenntnis hat die Bezeich-
nung der Behörde zu enthalten, die dieses er-
lassen hat. Nach § 62 Abs. 1 HDG 2002 kann ein 
Disziplinarerkenntnis grundsätzlich mündlich 
oder schriftlich ergehen. Wenn die Verkündung 
eines Disziplinarerkenntnisses bei einer mündli-
chen Verhandlung erfolgt, sind der Inhalt und 
die Verkündung am Schluss der Verhandlungs-
schrift zu beurkunden. 
Bei mündlich erlassenen Bescheiden ist die 
Disziplinarbehörde auf dem Führungsblatt zu 
vermerken. Bei schriftlichen Disziplinarerkennt-
nissen ist die Bezeichnung der Behörde durch 
Kopfstempel und die Fertigungsklausel eindeu-
tig definiert.

Mit Einlangen des Vorlageantrages geht die 
Kompetenz zur Entscheidung über die Be-
schwerde auf das Bundesverwaltungsgericht 
über. Beschwerdegegenstand im Verfahren vor 
dem Bundesverwaltungsgericht ist in diesen 
Fällen die Beschwerdevorentscheidung. Sofern 
die Beschwerdevorentscheidung nicht mittels 
Vorlageantrag angefochten wird, erwächst sie 
in Rechtskraft.
Will der Disziplinarvorgesetzte von der Erlas-
sung einer Beschwerdevorentscheidung abse-
hen, hat er dem Bundesverwaltungsgericht die 
Beschwerde unter Anschluss der Akten des 
Verwaltungsverfahrens vorzulegen.
An das Bundesministerium für Landesvertei-
digung und Sport, Abteilung Disziplinar- und 
Beschwerdewesen (BMLVS/DiszBW) sind alle 
bezughabenden Unterlagen des gesamten Kom-
mandantenverfahrens sofort und direkt in Kopie 
(Disziplinarakten, Disziplinarerkenntnis, Nieder-
schriften, Kopien von Befehlen oder Erlässen 
usw.) vorzulegen. In Verfahren vor dem Bun-
desverwaltungsgericht kann BMLVS/DiszBW 
jederzeit an Stelle des Disziplinarvorgesetzten 
eintreten.
Ein rechtzeitig eingebrachter und zulässiger Vor-
lageantrag hat aufschiebende Wirkung, wenn 
der Disziplinarvorgesetzte die aufschiebende 
Wirkung der Beschwerde nicht ausgeschlossen 
hat. Sofern es sich um Vorlageanträge in Be-
schwerdevorverfahren gegen Bescheide einer 
vorläufigen Dienstenthebung, einer Dienstent-
hebung oder einer Verminderung oder Aufhe-
bung der Bezugskürzung handelt, haben diese 
keine aufschiebende Wirkung.
Verspätete und unzulässige Vorlageanträge 
sind von der Behörde mit Bescheid zurückzu-
weisen. Wird gegen einen solchen Bescheid 
Beschwerde erhoben, hat die Behörde dem 
Verwaltungsgericht unverzüglich die Akten des 
Verfahrens vorzulegen.

V. 7. Revision
Gegen ein Erkenntnis des Bundesverwaltungs-
gerichts kann Revision an den Verwaltungsge-
richtshof eingebracht werden. Die Revision ent-
spricht der bisherigen Bescheidbeschwerde. 

VI. Ausblick
Am 1. Jänner 2014 wird das Bundesverwal-
tungsgericht, welches mit Art. 129 B-VG der 
Verwaltungsgerichtsbarkeitsnovelle BGBl. I Nr. 
51/2012 eingerichtet wurde, seine judizielle Tä-
tigkeit beginnen.
Mit diesem Tag werden eine ganze Reihe von 
Verwaltungsbehörden II. Instanz aufgelöst. Die-
ser Vorgang kann gar nicht hoch genug gewür-
digt werden. Wo kommt es denn noch vor, dass 
ein moderner, auf den Grundsätzen der Gewal-
tenteilung organisierter Rechtsstaat eine so fun-
damentale Staatsaufgabe wie den Rechtsschutz 
einer anderen Säule der geteilten Staatsgewalt 
zuweist, wo ein Verwaltungsstaat zum Justiz-
staat wird? (Theo Öhlinger, Abschied von den 
UVS, ZUV 2012, 51).

Mag. Manuela Brodinger, DiszBW, 
MinR Dr. Michael Nürnberger, Eleg und
MinR Mag. Martin Planko, Eleg

Ab Verhängung der Disziplinarstrafe Geldstrafe 
bzw. bei der Unfähigkeit zur Beförderung oder De-
gradierung ist Schriftlichkeit erforderlich. Ist der 
Beschuldigte im Zeitpunkt der Erlassung Angehö-
riger des Miliz- oder Reservestandes, dann ist das 
Disziplinarerkenntnis immer schriftlich zu erlassen.

V. 	 4. Beschwerde an das  
Bundesverwaltungsgericht

Gegen ein Disziplinarerkenntnis kann binnen 
zwei Wochen nach Verkündung oder Zustellung 
schriftlich eine Beschwerde beim Bundesver-
waltungsgericht eingebracht werden. Gehört 
der Beschuldigte in jenem Zeitpunkt, in dem das 
Disziplinarerkenntnis gefällt wird, dem Miliz- 
oder Reservestand an, so beträgt die Beschwer-
defrist vier Wochen.
Die Beschwerde ist bei der Disziplinarbehörde 
einzubringen, die das Disziplinarerkenntnis er-
lassen hat. Die Beschwerde hat die Bezeich-
nung des angefochtenen Bescheides, die Be-
zeichnung der belangten Behörde, die Gründe, 
auf die sich die Behauptung der Rechtswidrig-
keit stützt, das Begehren und die Angaben, die 
erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Be-
schwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu enthal-
ten und diese hat aufschiebende Wirkung.
In Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-
gericht kann der Bundesminister für Landes-
verteidigung und Sport jederzeit an Stelle der 
belangten Behörde eintreten. Dies gilt nicht in 
Verfahren gegen Entscheidungen der Diszipli-
narkommission.

V. 5. Beschwerdevorentscheidung
Wurde gegen ein Disziplinarerkenntnis des 
Disziplinarvorgesetzten Beschwerde erhoben, 
kann der Disziplinarvorgesetzte die Beschwer-
de innerhalb von zwei Monaten selbst mittels 
schriftlichem Bescheid (= Beschwerdevorent-
scheidung) erledigen.
Es steht also dem Disziplinarvorgesetzten 
frei, ob er von diesem Recht Gebrauch macht. 
Die belangte Disziplinarbehörde kann die Be-
schwerde als unzulässig oder verspätet zurück-
weisen, die Beschwerde als solche abweisen 
(dem Beschwerdeantrag wird nicht entspro-
chen), den angefochtenen Bescheid aufheben 
oder abändern (= neue Sachentscheidung).
Die Beschwerdevorentscheidung ersetzt den 
bekämpften Bescheid. Auf Grund einer aus-
schließlich vom Beschuldigten oder zu seinen 
Gunsten erhobenen Beschwerde darf jedoch 
keine strengere Strafe verhängt werden als in 
der angefochtenen Entscheidung (Verschlech-
terungsverbot; § 35 Abs. 2 HDG 2002). 
Vor Erlassung einer Beschwerdevorentschei-
dung ist dem Beschuldigten Gelegenheit zu 
geben vom Ergebnis der Beweisaufnahme in 
Kenntnis zu nehmen und dazu Stellung zu neh-
men (das Parteiengehör einräumen).

V. 6. Vorlageantrag
Gegen die Beschwerdevorentscheidung steht 
das ordentliche Rechtsmittel des Vorlagean-
trages zur Verfügung. Der Beschuldigte kann 
binnen zwei Wochen nach Zustellung der Be-
schwerdevorentscheidung bei der bescheider-
lassenden Disziplinarbehörde den schriftlichen 
Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Bun-
desverwaltungsgericht zur Entscheidung vorge-
legt wird (Vorlageantrag).



20

information

Allgemeines
Aufgabe der Pensionsversicherung ist die fi nan-
zielle Absicherung des Versicherten und dessen 
Angehörigen durch Pensionsleistungen im Alter 
oder nach krankheitsbedingtem Ausscheiden 
aus dem Erwerbsleben. Die Pensionsleistung 
soll annähernd das durch die Pensionierung 
wegfallende Erwerbseinkommen ersetzen und 
somit den Lebensunterhalt sicherstellen.
Die Finanzierung der Pensionsleistungen aus 
der gesetzlichen Pensionsversicherung erfolgt 
in Form des Umlageverfahrens. Dies bedeu-
tet, dass die ausgezahlten Pensionen großteils 
durch die Beitragszahlungen der Erwerbstäti-
gen fi nanziert werden. Für die Leistungserbrin-
gung ist jener Pensionsversicherungsträger 
zuständig, bei dem in den letzten 15 Jahren vor 
dem Stichtag die meisten Versicherungsmonate 
erworben wurden.
Grundsätzlich gilt das harmonisierte Pensions-
system aufgrund des seit 1. Jänner 2005 gelten-
den Allgemeinen Pensionsgesetzes (APG) für 
alle Frauen und Männer, die ab dem 1. Jänner 
1955 geboren wurden. Innerhalb dieser Perso-
nengruppe ist zu unterscheiden in Personen, 
die ab 1. Jänner 2005 erstmals pensionsver-
sichert sind – für sie gelten ausschließlich die 
Bestimmungen des neuen harmonisierten Pen-
sionsrechtes – und in Personen, die vor dem 1. 
Jänner 2005 bereits mindestens einen Versiche-
rungsmonat erworben haben – für sie gilt ein 
Mischsystem aus Alt- und Neurecht, nach dem 
die Pensionshöhe mit Parallelrechnung festzu-
stellen ist.

Regelpensionsalter
Das Regelpensionsalter nach dem APG sieht 
einen Pensionsantritt für Frauen mit sechzig 
Jahren und für Männer mit fünfundsechzig 
Jahren vor. Ab dem Jahr 2024 wird das Pensi-
onsalter für Frauen jährlich um ein halbes Jahr 
angehoben, sodass ab dem Jahr 2033 auch für 
Frauen das fünfundsechzigste Lebensjahr als 
Regelpensionsalter gilt. Für weibliche Beamte 
gilt wie bisher das fünfundsechzigste Lebens-
jahr weiter. Die Mindestversicherungszeit am 
Stichtag beträgt 180 Versicherungsmonate, von 
denen mindestens 84 Monate auf Grund einer 
Erwerbstätigkeit erworben wurden.

Korridorpension
Ein vorzeitiger Pensionsantritt ist auch in Zu-
kunft möglich. Die sogenannte Korridorpension 
ermöglicht diesen ab Vollendung des zweiund-
sechzigsten Lebensjahres und bei Vorliegen 
von mindestens 456 Versicherungsmonaten bei 
Stichtag im Jahr 2013 bzw. von mindestens 462 
Versicherungsmonaten bei Stichtag im Jahr 
2014. Für Frauen kommt die Korridorpension 
vorerst nicht zur Anwendung, da ihr Regelpensi-
onsalter noch bis zum Jahr 2028 unter zweiund-
sechzig Jahren liegt. 
Wer die Korridorpension in Anspruch nimmt, 
muss allerdings Abschläge in der Höhe von 5,1 
Prozent der Pensionsleistung für je zwölf Monate 
des früheren Pensionsantrittes in Kauf nehmen.
Bei Verbleiben im Berufsleben über das fünf-
undsechzigste Lebensjahr hinaus wird ein Zu-
schlag für maximal drei Jahre von 4,2 Prozent 
für je zwölf Monate gewährt. Zu einem Wegfall 
der Korridorpension kommt es, wenn während 
des Pensionsbezuges eine pensionsversiche-
rungspfl ichtige Erwerbstätigkeit aufgenommen 
wird, auf sonstige Weise die monatliche Gering-
fügigkeitsgrenze überschritten wird etc.

Schwerarbeitspension
Eine weitere Pensionsart, welche einen frühe-
ren Pensionsantritt ermöglicht, ist die Schwer-
arbeitspension. Hiefür müssen mindestens 540 
Versicherungsmonate und davon mindestens 
120 Schwerarbeitsmonate innerhalb der letzten 
240 Kalendermonate vor dem Stichtag vorlie-
gen. Das Pensionsanfallsalter verringert sich für 
je vier Schwerarbeitsmonate um einen Monat. 
Das sechzigste Lebensjahr darf jedoch nicht un-
terschritten werden.
Weiters darf zum Stichtag keine pensionsver-
sicherungspfl ichtige Erwerbstätigkeit bzw. die 
Überschreitung der monatlichen Geringfügig-
keitsgrenze etc. vorliegen.

Pensionskonto
Für alle Männer und Frauen, die ab dem 1. 
Jänner 1955 geboren wurden, wird ein fi ktives 
Pensionskonto eingerichtet. Auf diesem Pen-
sionskonto werden die Beitragsgrundlagen für 
alle Versicherungszeiten eines Erwerbslebens 
ausgewiesen. Es werden die auf Basis der jähr-
lichen Beitragsgrundlagen erworbenen Pensi-
onsanwartschaften eingetragen. Der Kontopro-
zentsatz beträgt 1,78%. 
Die Gesamtgutschrift wird jährlich aufgewertet. 
Die Kontoführung erfolgt durch den leistungszu-
ständigen Pensionsversicherungsträger.
Für jedes Kalenderjahr sind zu erfassen:
•	 die	Beitragsgrundlagensumme	für	Zeiten	einer	

pfl ichtversicherten Erwerbstätigkeit,
•	 die	Beitragsgrundlagensumme	 für	 Zeiten	 der	

Pfl ichtversicherung in der Pensionsversiche-
rung, für welche der Bund bzw. das Bundes-
ministerium für Landesverteidigung und Sport 
Beiträge zu zahlen hat (z.B. wegen Wochen-
geld, Präsenzdienst, Ausbildungsdienst, Zivil-
dienst etc.),

•	 die	Beitragsgrundlagensumme	 für	 Zeiten	 der	
freiwilligen Versicherung,

•	 die	 im	 betreffenden	 Kalenderjahr	 erworbene	
Gutschrift sowie

•	 die	Gesamtgutschrift.
Auf Verlangen der versicherten Person hat der 
zuständige Pensionsversicherungsträger die 
für diese Person kontenmässig erfassten Daten 
rechtsunverbindlich in Form einer Kontomittei-
lung bekannt zu geben. Diese enthält die vorher 
erwähnten zu erfassenden Summen und Zeiten 
sowie einen fi ktiven Pensionswert, der unter der 
Annahme, dass das Regelpensionsalter bereits 
erreicht wäre, ermittelt wurde.
Die Berechnung der APG-Pension durch das 
Pensionskonto unterscheidet sich de facto nicht 
von der bisherigen ASVG-Pension, wie sie durch 
die Reform 2004 vorgesehen wurde. Die Berech-
nung kommt einer lebenslangen Durchrechnung 
gleich, und für jedes Versicherungsjahr erhält 
man vergleichsweise 1,78 Steigerungspunkte.
Für achtzig Prozent des durchschnittlichen Le-
benseinkommens benötigt man daher fünfund-
vierzig Versicherungsjahre.
Im Unterschied zum ASVG sieht das APG jedoch 
bei den Versicherungszeiten keine Unterschei-
dung zwischen Ersatz- und Beitragszeiten mehr 
vor. Ersatzzeiten, wie zum Beispiel Präsenz-
dienstzeiten, werden im ASVG nicht durchge-
rechnet, jedoch erhält bzw. erhielt man hiefür 
auch Steigerungspunkte, wodurch sie zu einer 
höheren Pensionsleistung führen bzw. führten.
Im APG werden (ASVG-)Ersatzzeiten einer Be-
wertung unterzogen, mit welcher sie bei der Pen-
sionsberechnung direkt berücksichtigt werden. 
Die Kontoführung beginnt mit jenem Kalender-
jahr, in dem erstmals ein pensionsversicherungs-
pfl ichtiges Arbeitsverhältnis begründet wird bzw. 
wurde. Dies bedeutet, dass auch vor dem 1. Jän-
ner 2005 erworbene Versicherungszeiten auf 
dem neuem Pensionskonto aufscheinen werden. 

Pensionsversicherung 
und Wehrdienstzeiten

656565656565656565656565
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Welche Tätigkeiten unter den Begriff "Schwer-
arbeit" fallen, wird in der Verordnung über be-
sonders belastende Berufstätigkeiten (Schwer-
arbeitsverordnung) definiert. Hier beträgt der 
Abschlag 1,8% für je 12 Monate vor Erreichung 
des Regelpensionsalters.

Versicherungszeiten  
ab 01. Jänner 2005
Für Personen, die ab 01. Jänner 1955 geboren 
sind, gelten für den Erwerb von Versicherungs-
zeiten ab 01. Jänner 2005 die Bestimmungen 
des Allgemeinen Pensionsgesetzes (APG). 
Versicherungszeiten sind die Basis für das Ent-
stehen eines Pensionsanspruches und für die 
Pensionshöhe.
Es sind dies Zeiten der Pflichtversicherung in 
der Pensionsversicherung nach dem ASVG, 
GSVG, FSVG und BSVG auf Grund einer Er-
werbstätigkeit, Zeiten einer freiwilligen Ver-
sicherung in der Pensionsversicherung nach 
dem ASVG, GSVG, FSVG und BSVG sowie Zeiten 
der Teilpflichtversicherung in der Pensionsver-
sicherung, für die der Bund, das Bundesminis-
terium für Landesverteidigung und Sport, das 
Arbeitsmarktservice oder ein öffentlicher Fonds 
Beiträge zu zahlen hat (bis Ablauf des 31. De-
zember 2004 wurden diese Zeiten als Ersatzzei-
ten erworben).

Parallelrechnung
Für Personen, die ab dem 01. Jänner 1955 gebo-
ren sind und die bereits vor dem 01. Jänner 2005 
versichert waren, ergibt sich der Pensionswert 
aus der sogenannten "Parallelrechnung": Zuerst 
kommt es zur Ermittlung der Leistung nach dem 
APG für die gesamte Versicherungszeit, unter 
der Annahme, dass das Neurecht seit Versiche-
rungsbeginn gegolten hätte (APG-Pension).
Dann erfolgt die Ermittlung der Leistung nach 
dem Altrecht für die gesamte Versicherungs-
zeit, unter der Annahme, dass das Altrecht bis 
zum Pensionsbeginn weitergegolten hätte (Alt-
Pension). Die beiden Pensionen werden im Ver-
hältnis der Versicherungszeiten vor und nach 
01. Jänner 2005 aufgeteilt. 

Präsenz- oder Aus
bildungsdienst und das  
neue Pensionsrecht
Personen, die Präsenz- oder Ausbildungsdienst 
leisten, sind in der in der gesetzlichen Pensions-
versicherung pflichtversichert, sofern sie nicht 
nach anderen Bundesgesetzen pensionsversi-
chert sind. 
Als monatliche Beitragsgrundlage gilt ein Be-
trag von 1.614,32 Euro. Die Pensionsbeiträge in 
der Höhe von 22,8 Prozent dieser Beitragsgrund-
lage sind vom Bund zu tragen.
Auf Grund der neuen Pensionsreform gelten Zei-
ten des ab 1. Jänner 2005 geleisteten Präsenz- 
oder Ausbildungsdienstes in der Pensions-
versicherung als Versicherungszeiten. Davor 
geleistete Präsenz- oder Ausbildungsdienstzei-
ten gelten als Ersatzzeiten. Für alle ehemaligen 
Ersatzzeiten wie zum Beispiel Präsenz- und 
Ausbildungsdienstzeiten wird eine fiktive Bei-
tragsgrundlage herangezogen und es werden 
dafür auch vom Bund Beiträge geleistet. Diese 
fiktive Beitragsgrundlage wird jährlich mit dem 
Aufwertungsfaktor erhöht.

antritt mit dem 57. Lebensjahr und männlichen 
ASVG-Versicherten und männlichen und weib-
lichen Beamten, die bis zum 31. Dezember 1953 
geboren wurden, einen Pensionsantritt mit dem 
60. Lebensjahr.
Es sind dafür grundsätzlich 540 Beitragsmona-
te Voraussetzung (für Frauen teilweise Aus-
nahmen abgestuft nach Geburtsjahrgängen). 
Als Beitragsmonate gelten u. a. auch bis zu 30 
Ersatzmonate für Zeiten des Präsenz- und Aus-
bildungsdienstes. Wesentlich bei der Hacklerre-
gelung ist also, dass dabei die Unterscheidung 
des alten Pensionsrechtes zwischen Beitrags- 
und Ersatzzeiten noch eine Rolle spielt. Jedoch 
werden alle ab dem 1. Jänner 2005 erworbenen 
Versicherungszeiten als Beitragszeiten für die 
Hacklerregelung berücksichtigt. 

Abschließende Bemerkungen
Im Ergebnis finden vor dem 1. Jänner 2005 er-
worbene Zeiten des Präsenz- oder Ausbildungs-
dienstes als Ersatzzeiten bis maximal 30 Monate 
Berücksichtigung, nach dem 1. Jänner 2005 er-
worbene Zeiten des Präsenz- oder Ausbildungs-
dienstes hingegen gelten als Versicherungszei-
ten und werden in diesem Zusammenhang zur 
Gänze berücksichtigt.
Bei Fortzahlung der Bezüge und Geltendma-
chung des Verdienstentganges bei den Prä-
senzdienstleistungen Milizübung, freiwillige 
Waffenübung und Funktionsdienste sowie au-
ßerordentlichen Übungen oder Einsatzpräsenz-
dienst erfolgt keine automatische Anpassung 
der pensionsrechtlichen Bemessungsgrundla-
ge, weil alle Präsenzdienstarten einer einheit-
lichen Pensionsbeitragsgrundlage unabhängig 
von der tatsächlich erhaltenen Geldleistung im 
Präsenzdienst zugeordnet sind.
Der entsprechende Beitrag wird vom Bund 
getragen und unterliegt einer jährlichen Valo-
risierung. Diese Problematik wurde nunmehr 
im Ende Juni 2013 veröffentlichten Bericht zur 
Reform des Wehrdienstes aufgezeigt. In die-
sem Bericht wird die Anpassung der Beitrags-
grundlage für die Pensionsversicherung an die 
tatsächlichen Bezüge gefordert. Eine entspre-
chende Umsetzung erfordert Änderungen im 
Sozialversicherungsrecht.

Mag. Christoph Ulrich, DiszBW

Anrechenbarkeit des  
Auslandseinsatz
präsenzdienstes für die 
Schwerarbeitspension
Die Schwerarbeitspension wurde mit In-Kraft-
Treten des neuen Pensionsrechts geschaffen. 
Sie gilt grundsätzlich für Versicherte, die über 
eine bestimmte Dauer unter psychisch und 
physisch besonders belastenden Bedingungen 
Schwerarbeit geleistet haben, und soll diesen 
Personen einen Pensionsantritt vor Erreichung 
des Regelpensionsalters ermöglichen.
Die Schwerarbeitspension kann frühestens mit 
Vollendung des 60. Lebensjahres in Anspruch 
genommen werden, wenn mindestens 540 Ver-
sicherungsmonate erworben wurden, wobei in-
nerhalb der letzten 240 Monate mindestens 120 
Schwerarbeitsmonate vorliegen müssen. 
Bei Pensionsantritt vor dem 65. Lebensjahr 
erfolgt ein Abschlag von 1,8 Prozent für je 12 
Monate der Pensionsleistung. Aufgrund der 
Verordnung der Bundesregierung über beson-
ders belastende Berufstätigkeiten gelten als 
Schwerarbeit auch Tätigkeiten mit erhöhter 
Gefährdung, bei denen das tatsächliche regel-
mäßige Risiko für Leib und Leben im Einsatz die 
Grenze von allgemein akzeptierter Gefahr in er-
heblichem Ausmaß übersteigt.
Als solche gelten Tätigkeiten von Soldaten wäh-
rend eines Auslandseinsatzes nach dem Bun-
desverfassungsgesetz über Kooperation und 
Solidarität bei der Entsendung von Einheiten 
und Einzelpersonen in das Ausland (KSE-BVG), 
sofern der Anteil des Außendienstes im Rahmen 
des Auslandseinsatzes mindestens der Hälfte 
ihrer monatlichen Dienstzeit entspricht.

Hacklerregelung –  
Berücksichtigung von  
Präsenz- und Ausbildungs-
dienst
Die vorzeitige Alterspension bei besonders lan-
ger Versicherungsdauer – umgangssprachlich 
Hacklerregelung genannt – ermöglicht weib-
lichen ASVG-Versicherten, die bis zum 31. De-
zember 1959 geboren wurden, einen Pensions-
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Demnächst in Ihrer Kaserne:  

Training mit Spitzensportlern, vier Aus-
bildungsmodule zur Wahl, Computer-
führerschein, Ersthelferausbildung, 
Gratis WLAN, flexiblere Dienstplanung.  

Die Reform des Wehrdienstes  
hat begonnen.   
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Benjamin Karl
Snowboarder:

dreimal Gesamtweltcupsieger, 
vierfacher Weltmeister, 
Silbermedaille bei den  

Olympischen Spielen 2010
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Pistolenholster
Universaltiefziehholster für
alle gängigen Kurzwaffen,
Klett, Waffensicherung,
2 Beingurte, oliv
Internet: Security Modelle

499

Handschuh Fleece

499

Rollhaube Fleece

Band 1:  Humanitäts-, Kriegs- und Neutralitätsrecht sowie 
Kulturgüterschutz – Leitfaden durch das Völker-
recht für die Truppe (1991) EUR 8,10

Band 5:  Geländekunde (1991 – 4. Aufl .) EUR 8,10
Band 7:  Der Erste Weltkrieg (1981) EUR 10,30
Band 9:  Kartenkunde (2001 – 5. Aufl .) EUR 33,- 
Band 16:  Gefechtsbeispiele aus dem Zweiten Weltkrieg 

(1971) EUR 10,30
Band 17A: Elektronische Kampfführung I (2003) EUR 25,-
Band 18:  Ausbildungspraxis (1990) EUR 10,30
Band 19:  Geschichte des europäischen Kriegswesens (I) 

(1972) EUR 7,40
Band 22:  Die Nachkriegszeit 1918 - 1922 (1973) EUR 9,80
Band 24:  Geschichte des europäischen Kriegswesens (II) 

(1974) EUR 9,80
Band 26:  Partisanenkampf am Balkan (1987) EUR 9,80
Band 33:  Allgemeiner Stabsdienst - Ein Beitrag zur Organi-

sationskultur (1997) EUR 13,-
Band 34:  Fremde Heere - Die Streitkräfte der Staaten des 

Nahen Ostens und Nordafrikas
 A: Staaten und Streitkräfte (1994) EUR 26,10
 B: Regionale Organisationen, Konfl ikte und  

 deren Ursachen (1995) EUR 21,20
 C: Waffen und Gerät I (1995) EUR 17,90
 D: Waffen und Gerät II (1995) EUR 10,60
Band 35:  Führungs- und Organisationslehre I - Methodi sches 

Vorgehen und Arbeitstechniken (1997) EUR 23,40
Band 36:  Führungs- und Organisationslehre II - Führungs-

verhalten (1997) EUR 20,10
Band 39:  Gefechtsbeispiele II - Naher Osten, Falkland, Golf-

Region, Somalia (1998) EUR 16,10
Band 40:  Technologie der Panzer I - III
 I: Entwicklungsgeschichte, Panzerschutz,  

Konfi guration (1998) EUR 16,10
 II: Bewaffnung, Munition, Ziel- und Sichtgeräte, 

Feuerleit- und Richtanlagen, Panzerabwehrfl ug-
körper (1999) EUR 16,10

 III: Beweglichkeit auf dem Gefechtsfeld, Panzer-
motoren, Lenkgetriebe, Federung und Laufwerk, 
Bodenmechanik (2000) EUR 16,10

Band 41:  Guerillakriege (2004) EUR 20,-
Band 43:  Taktik und Ausbildung I - III
 I: Führungsvoraussetzungen (2001) EUR 20,-
 II: Einsatz der Waffen (2002) EUR 20,-
 III: Im Gefecht (2002) EUR 20,-
Band 45:  Geiselhaft und Kriegsgefangenschaft - Opfer, 

Täter, Überlebensstrategien (2001) EUR 20,-
Band 46:  Führungsverfahren auf Ebene Brigade und 

Bataillon (2005) EUR 22,-
TD-TB: International Handbook Military Geography 

(in englischer Sprache) EUR 30.-
TD-TB:  Waffentechnik I, Band 1, Rohrwaffen, Lenkwaffen 

und Flugkörper, Ballistik, Zielen und Richten 
(2. Aufl age 2006) EUR 25,-

TD-TB: UNDOF - Das Buch zum Einsatz (2006) EUR 30,-
TD-HB: Einsatzrecht für Friedensunterstützende, 

Huma nitäre und Katastrophenhilfeneinsätze 
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TD-TB  Die Führung der Kompanie (2008) EUR 30,-
TD-HB  Strategie denken (2008) EUR 35,- 
TD-HB  Militäroperationen und Partisanenkampf in 

Südosteuropa - Vom Berliner Kongress zum Ende 
Jugoslawiens (2009) EUR 40,-

TD-HB Rüstung in Europa (2011) EUR 35,-
TD-HB Military Geography - Volume 2 (2011) EUR 35,-
TD-TB UNIFIL – Das Buch zum Einsatz (2012) EUR 30,-
TD-TB Die Führung des Zuges und der Gruppe Teil A 

(2012) EUR 30,-
TD-TB Die Führung des Zuges und der Gruppe Teil B 

(2012) EUR 25,-
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Kampf-Rucksack

   

Modell mit Versteifung und
gepolsterten Rückentragegurten,
2 große Außentaschen, 2 Innenfächer,
Deckel mit Klett- und Zusatztasche,
65l Fassung, 100% Polyester,
praktische Verschlüsse
Internet: Bundesheer Army

   

   

   

mit Thinsulatefütterung, 100% Fleece,
Faben: oliv+schwarz
Größen: S(7), M(8), L(9), XL(10), XXL(11)
Internet: Outdoor and more

in oliv oder schwarz,
Thinsulatefütterung,
Einheitsgröße, 100% Polyester Fleece
Internet: Adventure Trekking



INHALTZeitungsanschrift

P.b.b., Vertragsnummer: GZ02Z030049 M, Erscheinungsort: Wien, Verlagspostamt 1090 Wien, DVR: 0000159

Ja, ich will      abonnieren!
Ich erhalte das Jahresabo (6 Hefte und die erscheinenden Sonderhefte),
beginnend mit der ersten Ausgabe des Jahres nach Einlangen der Bestellung
zum Preis von € 20,- im Jahr, inkl. Mehrwertsteuer, zuzüglich Versandkosten.

Ich bestelle folgende         -Bücher:Ich bestelle folgende         -Bücher:

Die Liste der lieferbaren Taschenbücher fi nden Sie unter: www.bundesheer. at/truppendienst
Bestellung auch mit FAX (+43 1 9821322-311) oder E-Mail (offi ce@amedia.co.at) möglich

VERLAGSGARANTIE: Sie können Ihre Bestellung innerhalb von 15 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform widerrufen 
bei: AMEDIA, TRUPPENDIENST ABO-Service, Sturzgasse 1a, A-1140 Wien

-Bestellkarte

Onlineshop: www.info-team.at           Tel: 0676/501 73 80

-Bestellkarte

Der Rechtsschutzbeauftragte .............2

Cyber Defence im Überblick ...............3

Neue Vorschriften .................................4

Vorstellung des 
Führungsunterstützungszentrums .....5

Förderung des Sports ...........................7

Neuerungen im Zivildienstrecht .........9

Soldatinnen im Bundesheer  .............11

Steuerrechtliche Aspekte .................14

Einführung der
Verwaltungsgerichtsbarkeit ..............17

Pensionsversicherung
und Wehrdienstzeiten ........................21

1899

1599

Rollkragenhemd

Pullover

4599

Kälteschutzstiefel

   

mit griffi ger Gummisohle,
Nylonschaft geschnürt,
herausnehmbare Filzfütterung
Obermaterial: Nylon, Sohle: Gummi
Futter:	Filz,	Farbe:	schwarz;
Größen: 40, 41, 42, 43, 44, 45
Internet: Outdoor and more

7999

   

Softshell Jacke
High Defence
wasserdicht, winddicht,
atmungsaktiv, 94% Polyester
6% Elastan, Futter 100% Fleece
2 Ärmeltaschen mit RV
verstellbarer Ärmelabschluss
Klett für Rang und Namen, oliv
Größen:	S(48),	M(50),	L(52),	XL(54),	XXL(56);	Internet:	Bundesheer	Army

   

   

Isländer Pullover Troyer, oliv
mit Reißverschluss und Kragen
Größen: S, M, L, XL, XXL
Internet: Bundesheer Army

warmes Trikothemd mit
Kragen und Reißverschluss
oliv, 100% Baumwolle
Größen: 5(48), 6(50), 7(52), 8(54), 9(56)
Internet: Bundesheer Army
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